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Der Heimatdienſt 


Die deuiſche Stadtverwaltung. 


Don Oberbürgermeiſter B öf - Berlin. 


Umfang und Inhalt der deutſchen Stadtverwaltung unter⸗ 
ſcheiden ſich von der anderer Länder. In den franzöſiſchen Ge⸗ 
meinden ſteht die im Auftrage des Staates geführte Der- 
waltung im Dordergrunde. Die Selbſtverwaltung der örtlichen 
Angelegenheiten, die vom Staat ſtark bevormundet wird, ſteht 
nach den Geſetzen in zweiter Linie. England hat im Gegenſatz 
zu den Großſtaaten des Feſtlandes keine in mehreren Inſtanzen 
aufgebaute ſtaatliche Derwaltungsorganifation. Die geſamte 
innere Verwaltung obliegt den Gemeinden. Ein Unterſchied 
zwiſchen Auftragsverwaltung und Selbſtverwaltung beſteht 
nicht. Die engliſchen Gemeinden führen die Verwaltung auf 
Grund und in den Grenzen der Befugniſſe, die ihnen durch das 
gemeine Recht oder durch Parlamentsbeſchlüſſe verliehen ſind. 
In den Vereinigten Staaten von Amerika werden die Städte 
nur ſelten für die örtliche Ausübung ſtaatlicher Funktionen in 
Anſpruch genommen. Umfang und Inhalt ihrer Selbſt⸗ 
verwaltung werden in ſtaatlichen Verfaſſungsbriefen genau 
beſtimmt. In Deutſchland hat die geſchichtliche Entwicklung 
ebenſo wie in Frankreich zwei Arten von Gemeindeaufgaben 
geſchaffen. Die Gemeinde foll in erſter Linie die örtliche Der- 
waltung führen, nebenbei aber auch Organ der Staats- 
verwaltung ſein. Ihre Zuſtändigkeiten find, anders als in 
England und Amerika, grundſätzlich unbegrenzt. Sie können 
alles unternehmen, was nicht durch Geſetz anderen Körper- 
ſchaften übertragen iſt. Die deutſche Gemeinde dient nicht 
einem mehr oder weniger vereinzelten Zweck, fie ift beſtimmt, 
die verſchiedenſten Intereſſen des öffentlichen Lebens wahrzu⸗ 
nehmen. 

Es iſt kein Zufall, daß die deutſche Gemeinde ein weiteres 
Tätigkeitsgebiet als ihre franzöſiſchen, engliſchen und ameri⸗ 
kaniſchen Schweſtern hat. Der Deutſche hat von jeher einen 
ſtark ausgeprägten Sinn für örtliches Eigenleben gehabt. Ein 
großer Teil der deutſchen Gemeinden hat eine längere Ge⸗ 
ſchichte als Staat und Reich hinter ſich. Die Gemeinden 
gehörten zu den erſten Trägern deutſcher Kultur und Sitte. 
welche große innere Kraft ſie beſaßen, davon zeugen die 
Kämpfe, die fie um ihr Eigenleben gegen weltliche und geiſt⸗ 
liche Gewalten geführt haben. Die Zeiten des Niederganges 
der deutſchen Gemeinde waren faſt immer auch Seiten des 
Verfalls deutſcher Kultur. Eine weiſe, dem deutſchen Weſens⸗ 
zug Rechnung tragende Staatskunſt muß eine wichtige Auf- 
gabe darin ſehen, das Eigenleben der Gemeinden als innerſtaat⸗ 
licher Gemeinſchaften zu ſchützen und zu ſichern. 

Die Aufgaben der Gemeinden ſind in den letzten Jahr⸗ 
zehnten entſprechend dem Fortſchreiten der Technik und der 
Derfeinerung der Kultur ungeheuer gewachſen. Niemals waren 
die Aufgaben der Gemeinden größer als während des Krieges 
und nach dem Kriege. Auch der Umfang der den Gemeinden 
zwangsweiſe auferlegten Aufgaben wächſt von Jahr zu Jahr. 
Reich und Staat übertragen die Ausführung neuer Geſetze den 
Gemeinden, weil dieſe mit den beteiligten Menſchen und den 
behandelten Dingen unmittelbare Fühlung haben. 

Umfang und Bedeutung der Gemeindeaufgaben haben im 
allgemeinen in den Städten mehr zugenommen als auf dem 
Lande. Es liegt das einmal daran, daß ſich in Deutſchland das 
Schwergewicht von der Landwirtſchaft zur Induſtrie mehr und 
mehr verſchiebt. Vor einem knappen halben Jahrhundert 
wohnten von den Einwohnern des Deutſchen Reiches rund drei 
Fünftel auf dem Lande und zwei Fünftel in der Stadt. Bei der 
letzten Volkszählung entfielen mehr als ein Drittel der Be⸗ 
völkerung auf ländliche Gemeinden und faſt zwei Drittel auf 
ſtädtiſche Gemeinden. Mehr als ein Viertel aller Deutſchen 
wohnt heute in Großſtädten von über 100 000 Einwohnern. 
Die vermehrte Bedeutung der Städte iſt weiter auch eine Folge 
des Krieges. Deutſchland kann die großen inneren und äußeren 
Kriegslaſten nur abtragen, wenn ſeine verarbeitende Induſtrie 
in fteigendem Maße Rohſtoffe einführt und Fertigwaren aus- 
führt. Die Steigerung der Produktion mit dem Siel, die 
Einfuhr zurückzudrängen und die Ausfuhr zu ſteigern, iſt 
am eheſten in den Städten möglich. Hier hat die Induſtrie 
günſtigere menſchliche, geſchäftliche und techniſche Doraus- 
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ſetzungen als auf dem Lande. Es ſoll hierbei keineswegs ver⸗ 
kannt werden, daß auch das flache Land durch intenfiveren 
Betrieb der Landwirtſchaft und durch Meliorationen großen 
Stils zur Beſſerung der deutſchen Geſamtwirtſchaft beiträgt 
und beitragen kann. 

Drei große Aufgabengebiete der Städte ſind zu unter⸗ 
ſcheiden: das wirtſchaftliche, das ſoziale und das kulturelle. Die 
wirtſchaftlichen Aufgaben der Städte find heute in den Dorder- 
grund gerückt. Wir leben in einem Seitalter der Wirtſchaft. 
Überall in der Welt und beſonders in dem durch Krieg und 
Verfall der Währung verarmten Deutſchland ſtehen die wirt- 
ſchaftlichen Fragen in erſter Linie. Die Städte haben der Wirt⸗ 
ſchaft bei ihrem Wiederaufbau zu helfen, ſie in ihrem Kampfe 
um Wiedereroberung des Weltmarktes zu unterſtützen. Man 
hat die Wirtſchaftspolitik der Städte in den letzten Jahren viel⸗ 
fach wenig freundlich beurteilt. Es wurde ihnen — und wird 
ihnen teilweiſe noch heute — unlauterer Wettbewerb mit der 
Privatwirtſchaft und Verſchwendungsſucht vorgeworfen. Es 
iſt bedauerlich, daß die im Dienſte der Wirtſchaft geübte Tätig⸗ 
keit der Städte überſehen wird. Der Privatwirtſchaftler fieht 
nur die eigenwirtſchaftliche Betätigung der Gemeinden. Wenn 
eine Stadt für die Bedürfniſſe ihrer Verwaltung und ihrer 
Werke ein Beſchaffungsamt einrichtet, wenn ſie eine Stadtbank 
unterhält, wenn ihre Elektrizitäts- und Gaswerke Jn- 
ſtallationsarbeiten ausführen, wenn fie Regiebauten macht, 
dann werden dieſe Wirtſchaftstaten ſofort entdeckt und in die 
Welt hinausgeſchrien. Wenn die deutſchen Städte ſich gewaltige 
Laſten für Berufs⸗ und Fachſchulen aufbürden, wenn ſie für die 
körperliche Ertüchtigung und geiſtige Erholung der Arbeit⸗ 
nehmerſchaft ſorgen, wenn ſie die arbeitende Bevölkerung vor 
den geiſtigen, ſeeliſchen und geſundheitlichen Gefahren des 
Großſtadtlebens zu bewahren ſuchen, dann bleibt ihre Tätigkeit 
den Wirtſchaftskreiſen verborgen und wird ſogar noch häufig 
genug mißverſtanden und als Verſchwendungsſucht ausgelegt. 
Wer hat denn die Rationalifierung der Wirtſchaft ermöglicht? 
Die Gemeinden! Wenn ſie die abgebauten überſchüſſigen 
Kräfte nicht in ihre öffentliche Fürſorge genommen hätten, ſo 
wäre jeder Verſuch der Rationaliſierung mißglückt. Daß die 
Maſſen ohne Brot gelebt hätten, glaubt doch keiner. 

Es iſt müßig, zu unterſuchen, ob die Städte recht oder 
unrecht gehandelt haben, als fie während und nach dem Kriege 
in das Käderwerk der Wirtſchaft eingriffen. Es war nicht 
freie Entſchließung, ſondern Hwang und Notwendigkeit, daß 
die Städte in der Wirtſchaft mit Hand anlegten. Man hat 
heute in den beruhigten Seiten zu ſchnell vergeſſen, was in dem 
Chaos der Nachkriegszeit, in dem Wirbel der Inflation aus 
Wirtſchaft, Volk und Staat geworden wäre, wenn die öffent- 
liche Hand untätig geblieben wäre. Unſere Wirtſchaft wäre 
beſtimmt ohne die jetzt als unlauterer Wettbewerb empfundene 
wirtſchaftliche Tätigkeit der Gemeinden nicht in dem Aufſtieg, 
wie ſie es glücklicherweiſe iſt. 

Das verkleinerte kolonieloſe Deutſchland iſt mehr denn je 
darauf angewieſen, zu arbeiten und zu erzeugen. Die Rohſtoffe, 
die für die Produktion nötig ſind, haben wir großenteils nicht. 
Das Kapital müſſen wir uns ebenfalls zum Teil aus dem Aus- 
land holen. Was wir aber haben und was uns kein Land nach⸗ 
macht, iſt der deutſche Arbeiter und der deutſche Angeſtellte. 
Beide ſind wichtigſte Produktionsfaktoren, und vor allem — ſie 
gehören uns ganz. Den deutſchen Arbeiter, den deutſchen 
Bürger heranzubilden, zu erhalten und zu pflegen, das iſt die 
große Aufgabe, die die deutſchen Städte freiwillig und mit 
Eifer übernommen haben. Von dieſem Geſichtspunkt aus 
mögen die Wirtſchaftler, die ſo leicht die Stadtverwaltung 
kritiſieren, die Ausgaben für Krankenhäuſer, Schulen, Spiel⸗ 
und Sportplätze, Parks betrachten. Sie werden dann einſehen, 
daß es unlogiſch ift, in einem Atemzuge derartige Ausgaben 
der Städte zu verdammen und gleichzeitig Hebung und Pflege 
der deutſchen Qualitätsarbeit zu fordern. Die deutſche 
Qualitätsarbeit — unſer ſtärkſter, vielleicht unſer einziger 
Aktivpoſten im Kampf um den Weltmarkt — ift ohne deutſche 
Qualitätsarbeiter nicht möglich. Mualitätsarbeiter werden 
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aber nicht geboren; ſie werden herangezogen und herangepflegt. 
Das für die Wirtſchaft und im Dienſte der Wirtſchaft zu tun, 
haben die Städte ſich als Siel geſetzt. 

Auch die ſozialen Aufgaben der Städte ſtehen heute großen⸗ 
teils im Dienſte der Wirtſchaft. Endziel der ſozialen Tätig⸗ 
keit jeder Stadt iſt der ſoziale Ausgleich, die ſoziale Der- 
ſöhnung, die Überwindung des Ulaſſenkampfes. Soziale Ge- 
ſinnung und ſoziale Taten wollen die Gemeinden ſchaffen im 
eigenen Haufe und in den Stätten der Arbeit, in den Häufern 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. Manche Maßnahme 
einer Stadt gewinnt ein anderes Licht, wenn ſie auf ſoziale 
Sweckmäßigkeit geprüft wird. Die Gemeinden haben gerade 
in den letzten Jahren, in der Inflation und in den erſten 
Monaten der Stabiliſierung, häufig Ausgaben machen müſſen, 
die vom rein wirtſchaftlichen Standpunkte aus ungerechtfertigt 
ſchienen. Und doch waren dieſe Ausgaben notwendig, weil 
mehr auf dem Spiele ſtand als die Hergabe beſtimmter Geld- 
ſummen. Es handelte ſich darum, alles zu tun, um das ſoziale 
Gleichgewicht wiederherzuſtellen, um auf die Pſyche der Maſſen 
beſänftigend einzuwirken und ſo Schlimmeres zu verhüten. 
Gerade der Wirtſchaft wäre ein ſchlechter Dienſt erwieſen 


worden, wenn man dieſe Summen geſpart hätte; denn Unruhen 
und Tumulte hätten letzten Endes die Wirtſchaft viel ſchwerer 
getroffen. 


Die kulturellen Ziele der deutſchen Städte laffen fich in dem 
Satze zuſammenfaſſen: Jedem Menſchen foll die Teilnahme an 
den geiſtigen und kulturellen Gütern des deutſchen Volkes er⸗ 
möglicht werden! Daß dieſes Jiel gegenwärtig nur beſchränkt 
erreicht werden kann, weiß jeder, der die Finanznöte der Ge⸗ 
meinden richtig kennt. 


Die Städte der deutſchen Republik haben auch eine große 
ſtaatspolitiſche Aufgabe: Arbeit im und für den demokratiſchen 
Staat. Demokratie bedeutet die verantwortliche Mitarbeit 
aller Bürger am Staat. Die tatkräftige Mitarbeit der Bürger, 
die Pflege des Gemeingeiſtes iſt in der Gemeindeverwaltung 
am leichteſten und eheſten möglich. Die Gemeinden ſind die Ur⸗ 
und Keimzellen des Staates. In ihnen iſt die Verbindung der 
Bevölkerung mit dem Staat und mit der Volksgemeinſchaft am 
unmittelbarſten. Deshalb find die Gemeinden beſonders be⸗ 
rufen, Verſtändnis für Inhalt und Fiel wahrer Demokratie zu 
wecken und zu feſtigen. 


Der Deuiſche Städtetag in Magdeburg. 


Don Oberbürgermeiſter Beims, Magdeburg. 


Am 25. September tagt in 
Magdeburg die Hauptverſammlung 
des Deutſchen Städtetages. Dieſe 
Organiſation umfaßt die deutſchen 
Städte von 10 000 Einwohnern 
an aufwärts. Sie iſt die ſtärkſte 
Vereinigung deutſcher Kommunen 
und darf für ſich beanſpruchen, alle 
kommunalen Angelegenheiten durch 
eine wohlorganiſierte Geſchäfts⸗ 
ſtelle in Reich und Ländern auf 
das wirkſamſte zu vertreten. Die 
deutſchen Städte ſind leider nicht 
einheitlich organiſiert. Neben dem 
Deutſchen Städtetag beſteht der 
Reichsſtädtebund, der die kleineren 
und mittleren Städte bis zu 40 000 
Einwohnern umfaßt. Die Frage, 
ob eine ſolche Doppelorganiſation vom Geſichtspunkt der Einwohner- 
zahl aus geſehen notwendig iſt, wird heute und in Zukunft er⸗ 
wägenswert ſein. Unbeſtreitbar iſt eine geſchloſſene Grganiſation 
ſchlagfertiger und bietet dem Gegner weniger Angriffsflächen. Bei 
der ſo notwendigen Vertretung ſtädtiſcher Intereſſen bei den geſetz⸗ 
gebenden Mörperſchaften ift Einheitlichkeit der Forderungen und ge- 
ſchloſſener Wille in der Führung Vorbedingung. 

Der Deutſche Städtetag iſt in der Weiſe gegliedert, daß ſeine 
Träger in den Ländern die Landesſtädtetage uͤnd in Preußen die 
Provinzialſtädtetage find. Die Mitgliedsſtädte 
wählen ihre Vertreter zur Hauptverſammlung, 
deren Arbeitspenſum vom Dorjtand beſtimmt 
wird. Die Organe des Deutſchen Städtetages 
ſind ein Vorſtand, der ſich aus 56 Mitgliedern 
zuſammenſetzt, und ein Ausſchuß, der die Jahres- 
verſammlung darſtellt. Die Mitglieder dieſes 
Ausſchuſſes werden durch die Landes- bzw. Pro- 
vinzialſtädtetage gewählt. Die Jahresverſamm⸗ 
lung wählt den Dorjtand und bejtimmt den Jn- 
halt der Statuten. Der Dorftand wählt aus feiner 
Mitte den Dorfitienden und ebenſo den Präfiden- 
ten der Geſchäftsſtelle. Das Stimmrecht in der 
Hauptverſammlung iſt ſo geſtuft, daß für Städte 
mit 25 000 Einwohner eine Stimme, über 25 000 
Einwohner zwei Stimmen, über 50 000 Ein- 
wohner drei Stimmen und bei mehr als 150 000 
Einwohner für jede angefangenen 100 000 eine weitere Stimme 
feſtgeſetzt iſt. 3 
Mit dem Wachſen der Städte ift der Aufgabenkreis der ſtädti⸗ 
chen Verwaltungen erweitert worden. Schon in der Dorkriegszeit 
begnügten ſich die deutſchen Städte nicht damit, ihre Armen zu unter⸗ 
ftügen, Schulen zu unterhalten, Straßen und Plätze, Anlagen und 
Theater zu hajen Schon in den neunziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts wurde allſeitig anerkannt, daß die Stadtverwaltung 
die geeignete Stelle für die Derforgung der Bevölkerung mit ge- 
fundem Waſſer, mit Gas, elektriſcher Kraft und Licht war. Jn- 
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zwiſchen ift der Aufgaben- 
kreis für die deutſchen Stadt⸗ 
verwaltungen durch die Re⸗ 
gierungen und die Geſetz⸗ 
gebung ſtark erweitert wor⸗ 
den. Ganz unvorbereitet für 
eine ſolche Aufgabe, mußten 
die Stadtverwaltungen bei 
Ausbruch des Krieges die 
Lebensmittelverſorgung or⸗ 
ganiſieren und durchführen. 


n der Nachkriegszeit 
au ihnen ae Won Die neue Stadthalle. 
nungsfürſorge übertragen. der Uleinwohnungsbau liegt heute 


faſt ganz in den Händen der Gemeinden. In jüngſter Zeit ift 
ihnen durch Geſetz die Fürſorge für die Geſchlechtskranken über⸗ 
tragen worden. Die große ſoziale Not zwang die Städte, große 
ſoziale Fürſorgeeinrichtungen zu treffen. Die Geſetzgebung und die 
Landesregierungen übertrugen den deutſchen Gemeinden die Uus- 
führung der Uriegshinterbliebenenfürſorge, der Uleinrentner⸗ 
fürforge, der Sozialrentnerfürſorge und vieles andere. Zugleich nahm 
man den deutſchen Gemeinden das Recht, ihre Finanzen ſelbſtändig 
zu ordnen. Damit war der große entſcheidende Schritt zur Ein- 
ſchränkung des Selbſtverwaltungsrechtes getan. 

In dieſer Richtung läuft die Entwicklungslinie, die ſich markant 
in der Mommunalgeſchichte feit Kriegsende abhebt: Stärkſte Jn- 
anſpruchnahme der Gemeindeverwaltungen auf Gebieten, die ſie bis⸗ 
her nicht bearbeitet haben, Belaſtung mit großen 
Ausgaben für die Wohlfahrtspflege und anderes, 
ſtärkſte Vermehrung der Derwaltungsarbeit und 
gleichzeitig Einſchränkung des Steuerrechts. 
Materielle Abhängigkeit von der Keichsgeſetz⸗ 
gebung, vielfache Vermehrung der Aufſichts⸗ 
inſtanzen und der Auffichtsitellen. So bietet das 
Bild der heutigen Kommunalverwaltung ein neues 
Geſicht. Die Grundlagen der Kommunalwirt⸗ 
ſchaft ſind von Grund aus verändert. — Es iſt 
offenbar, daß die Urſachen dieſer wirtſchaftlich⸗ 
rechtlichen und verwaltungstechniſchen Der- 
änderungen aus den Zeitereigniffen zu erklären 
ſind. Aber unlogiſch, gekünſtelt und unhaltbar 
erſcheinen uns die Forderungen auf Ein- 
ſchränkung der Selbſtverwaltungsrechte. Die 
Erklärung dafür liegt in den vielfachen 
wirtſchaftlichen Nöten der Nachkriegszeit. Die Weſenheiten der 
Kommunalwirtſchaft find der „freien“ wirtſchaftlichen Ausnutzung 
entgegen. Dazu kommt, daß der allgemeine Steuerdruck oberflächlich 
gerichtete Kritiker verführt, auf die Gemeindeſteuern loszuſchlagen 
und, da die Gemeinden ſich am wenigſten wehren können, mit den 
zweifelhafteſten Behauptungen vorzugehen. Gewiß: Inflation und 
Stabiliſierung unſerer Währung brachten große Verluſte für die Wirt- 
ſchaft. Aber darunter hat die deutſche Kommunalwirtſchaft vielleicht 
noch mehr zu leiden gehabt als die Privatwirtſchaft. Die deutſchen 
Städte ſind weder für die Inflation, noch für ihre Folgeerſcheinungen 
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und erſt recht nicht für die Steuernotverordnungen verantwortlich zu 
machen. Die den deutſchen Gemeinden aufgezwungenen ſozialen 
Saften find zwingender Natur, und man kann nicht Notleidende 
unterſtützen, wenn kein Geld da ift man kann nicht Woh- 
nungen bauen, ohne die Bauten finanzieren zu können. Die ge- 
gelegentlich ausgeſprochene Meinung, daß in den deutſchen Stadt- 
verwaltungen Luxus getrieben werde, iſt völlig unbegründet. 

Die ſiebente Hauptverfammlung des Deutſchen Städtetages wird 
ſich mit den Gegnern der Stadtverwaltungen zu unterhalten haben. 
Sie wird keine Klagelieder voll peſſimiſtiſcher Ergebenheit anſtimmen 
und keine Tränen vergießen über jenen Fug von Städtefeindlichkeit, 
der durch unſere Zeit geht. Unter Hinweis auf die kulturellen, wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Leiſtungen der deutſchen Städte kann ſie 
ihre Auffaſſungen darlegen. Sind die deutſchen Städte bislang die 
Träger deutſcher Kultur geweſen, ſo werden ſie es auch bleiben. Iſt 
ihre Wirtſchaftsführung der tatſächliche Ausdruck der Volksgemein⸗ 
ſchaft, ſo wird ſie ſich trotz aller Machenſchaften erhalten. 


Magdeburg begrüßt die Abgeſandten der deutſchen Städte, die 
zugleich aus Anlaß der Deutſchen Theaterausſtellung hierher kommen, 
im herzlichſten Sinne einer Gemeinſchaft, die Jahrtauſende fih be- 
währte. Unſere Stadt hatte Schweres zu tragen. Kriege, Jer- 
ſtörungen und ſchließlich die Zeit der Feſtung hemmten ihre Ent- 
wicklung. Aber ſie erholte ſich von allen Erſchütterungen und ſetzte 
ſich ſchließlich durch; beſonders in der Nachkriegszeit machte ſich ein 
ſtarker Wille zur Aufwärtsentwicklung bemerkbar. Die Beſucher 
unferer Stadt werden fih davon überzeugen können. Zwar ver- 
mögen wenige Jahrzehnte nicht auszugleichen, was Jahrhunderte 
verſäumten, aber das heutige Magdeburg zeigt in allen politiſchen 
Parteilagen Lebensenergien, die zu den beſten Hoffnungen berechtigen. 
Bürgerſinn und Heimatliebe ſind die Fundamente der Städte. Und 
gerade in Zeiten der Not zeigt fih die Bedeutung jener unerſchöpf⸗ 
lichen Kraft, die das Geſamtintereſſe voranſtellt und für die Zu- 
kunft Werte ſchafft. 


Städtebau und Wohnungsweſen. 


Von Stadtrat Dr. Fuchs, Breslau. 


Das letzte Jahrzehnt vor dem Weltkriege hatte die Erkenntnis 
reifen laffen, daß der Aufbau unſerer Städte und unſeres Woh- 
nungsweſens einer grundlegenden Umſtellung eg wenn nicht 
unfer ganzer Volkskörper in feinem Kern, feiner Erhaltung und 
Entwicklung, ernſtlich bedroht werden ſolle. Schon damals waren 
die Schäden eines fehlgeleiteten Wachstums und einer unzuläng⸗ 
lichen öffentlichen Wohnungsfürſorge, wie fie insbeſondere in den 
Großſtädten und Großgemeinden der Induſtriezentren fühlbar 
wurden, von erſchreckendem Umfange. Aber der Wille zur Städte⸗ 
bau- und Wohnungsreform war erwacht, fand in Wort und Schrift, 
in bedeutſamen öffentlichen Kundgebungen ſeinen Ausdruck und 
auch die Beachtung der Parlamente, der Reihs- und Landes- 
regierungen wie der Städteverwaltungen. Geſetzgeberiſche Maß⸗ 
nahmen — wenn auch zunächſt noch nicht von allzu tiefgreifender 
praktiſcher Bedeutung und Wirkſamkeit —, vor allem aber eine 
fortſchrittliche Städtebaupolitik der Gemeinden auf dem Gebiete 
des Bauordnungs⸗ und Fluchtlinienweſens, daneben eine be- 
ginnende tatkräftige Wohnungsfürſorge für die minderbemittelte 
Bevölkerung wieſen die Wege für eine Geſundung der ſtädtebau⸗ 
lichen Entwicklung und unſerer Wohnungswirtſchaft. Der Kriegs- 
ausbruch brachte einen jähen Riß in diefe Entwicklung. Der Woh- 
nungsbau kam aus Mangel an Arbeits- 
kräften und Bauſtoffen, die Stadterweite- 
rungspläne kamen ſchon wegen der Ungewiß⸗ 
heit der Zukunft zum Stillſtand. Als dieſe 
Schwierigkeiten dann in der Nachkriegszeit 
überwunden waren, ergab ſich eine völlig ver⸗ 
änderte Lage: Ein verarmtes Land und eine 
kranke, immer ſchneller verfallende Währung, 
die der Finanzierung ſtädtebaulicher Mak- 
nahmen und vor allem der Finanzierung des 
Wohnungsbaues faſt unüberſteigliche Schwie⸗ 
rigkeiten bereitete. Dazu ein heruntergewirt⸗ 
ſchafteter, vielfach in ſpekulative Hände 
von Ausländern übergegangener Alt- 
wohnungsbeſtand und ein drückender 
Wohnungsmangel. Nach der FTeſtigung 
der Währung blieb die Zerſtörung 
unſeres Doltsvermögens, die Vernichtung unſeres Sparkapitals, der 
Quelle jeder Wohnungs baufinanzierung. Ein ſchroffes Mißver⸗ 
hältnis zwiſchen Baukoſten und Nypothekenzinsfuß einerſeits und 
den durch die Wohnungszwangswirtſchaft auf tragbarer Höhe ge⸗ 
haltenen Mieten andererſeits machten und machen noch heute 
eine freie Wohnungsbauwirtſchaft unmöglich. Die Vorkriegszeit 
verfügte über einen qualitativ zwar vielfach minderwertigen, 
quantitativ aber leidlich ausreichenden Wohnungsbeſtand, über 
jährliche Erſparniſſe unſerer Dolfswirtfchaft, die zur Finanzierung 
des Wohnungsbedarfs ausreihten; — der Wohnungsbau war 
rentabel — ohne allzu große Schwierigkeiten hätte man damals die 
Mittel für eine tatkräftige Durchführung der ſtädtebaulichen und 
Wohnungsreformpläne aufbringen können. Wie foll die ſchwache, 
noch in den Anfängen des Wiederaufbaues ſteckende Nachkriegs⸗ 
wirtſchaft ohne ausreichenden Realkredit, ohne eine geſicherte Ren- 
tabilität des Wohnungsbaues fähig fein, diefe Reform in Angriff 
zu nehmend Wer die Entwicklung der Nachkriegsjahre überſchaut, 
muß mit Bewunderung feſtſtellen, daß die Städte ohne zu verzagen 
an diefe Aufgabe herangegangen, daß Fortſchritte erreicht, Auf- 
gaben gelöſt ſind, um die ſich die von einer blühenden Wirtſchaft 
begünſtigte Städtepolitik der Vorkriegszeit vergeblich bemüht hat. 
Drei Umſtänden iſt dies wohl vor allem zu verdanken: Der aus 
den verſchärften Notſtänden unſerer jetzigen Wohnungswirtſchaft 
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gewonnenen klareren Einſicht in die Ziele unſeres Städtebaues; der 
in allen Schichten der Bevölkerung unter dem Druck der Wohnungs- 
not und der mißliebigen Wohnungszwangswirtſchaft zum Gemein- 
gut gewordenen Erkenntnis von der unbedingten Notwendigkeit 
einer raſchen Beſſerung unſerer Wohnverhältniſſe, und vor allem 
dem überragenden Einfluß auf ſtädtebauliche Entwicklung und 
Wohnungsbau, der in die öffentliche Hand dadurch gelegt iſt, daß 
die Städte nicht nur durch Ausübung ihrer Hoheitsrechte, ſondern 
vor allem als Träger der unentbehrlichen öffentlichen Mittel die 
Entwicklung tatſächlich in einer entſcheidenden Weiſe leiten 
konnten. Dazu begünſtigte vielfach das aus der traurigen Erwerbs- 
loſigkeit in den Städten entſtandene Bedürfnis nach Arbeits- 
beſchaffung durch die Gemeinden die Durchführung ſtädtebaulicher 
Pläne, 3. B. die Schaffung von Grünanlagen, Spiel- und Sport- 
plätzen, und in mancher ehemaligen Feſtungsſtadt brachte die durch 
den Friedensvertrag erzwungene Schleifung der Befeitigungs- 
anlagen den Anſtoß zu lebendiger ſtädtebaulicher Entwicklung der 
Stadterweiterungsgebiete. 

Die Ziele der kommunalen Arbeit auf dem Gebiete des Städte- 
baues und Wohnungsweſens liegen heute klar: Es gilt die wohn- 
liche Unterbringung der Bevölkerung fo zu löſen, daß ihren wirt- 
ſchaftlichen, ſozialen und kulturellen Be- 
dürfniſſen beſtmöglich Rechnung getragen 
wird, und es gilt die Schäden zu vermeiden, 
die fih aus einer Zuſammendrängung der 
Bevölkerung mit Handel, Gewerbe, Jn- 
duſtrie, Verkehsanlagen uſw. auf engem 
Raum ergeben. Damit iſt der unlösbare 
Zuſammenhang zwiſchen Städtebau und 
Wohnungsweſen gegeben. Die kommunale 

Fürſorge für das Wohnungsweſen wird ſich 
MT. DI die Bekämpfung der Wohnungsnot und die 
Hebung der Wohnungsqualität auf eine 
möglichſt hoge Stufe zur Aufgabe ſetzen. 
Aber Dorausſetzung einer befriedigenden 
Löſung dieſer Aufgabe bleibt, daß ſtädtebau⸗ 
lich die Beziehungen der Wohnkörper zu- 
einander und zu den anderen Elementen des 
Städtebaues — Straße, Platz, Verkehrsanlagen, Grünfläche, Ge- 
ſchäfts⸗ und Induſtriegebiet — fo geregelt find, daß die Befriedigung 
des Wohnungsbedürfniſſes nicht mit anderen Lebensbedürfniſſen 
(Weg zur Arbeitsſtätte, Spielmöglichkeit für die Kinder, Erholungs⸗ 
möglichkeit für die Erwachſenen) in Widerſpruch gerät. Die den 
Städten in der Nachkriegszeit gegebene Möglichkeit, auf die Stadt- 
erweiterung nicht nur durch Fluchtlinien und Bauordnungsvor- 
ſchriften einzuwirken, ſondern ſelbſt durch die Verteilung der 
öffentlichen, für den Wohnungsbau zur Verfügung ſtehenden Mittel 
zu beſtimmen, wo und wie gebaut werden ſoll, hat erfreulicher⸗ 
weiſe vielfach zu einer Stadterweiterung in großen Fügen und in 
gefunden Formen geführt. Wo die Vorteile einer Konzentration 
der Siedlungstätigkeit erkannt und der Entwicklung nutzbar ge⸗ 
macht worden ſind, können wir die Entſtehung neuer großer 
Wohnviertel, ſei es in ſtädtiſcher Regie, ſei es durch gemeinnützige 
oder private Unternehmungen, beobachten, die nach einheitlichem 
Rhythmus geſtaltet find und erfreuliche Fortſchritte in ſtädte⸗ 
baulicher wie in wohnungswirtſchaftlicher Beziehung aufweiſen. 
Man vergleiche nur das Bild einer ſolchen neuen, oft gartenſtadt⸗ 
ähnlichen, aufgelockerten Vorſtadtſiedlung mit den troſtlos eng- 
bebauten Wohnvierteln, in denen fich die Stadterweiterung der soer 
und Joer Jahre vollzog. 
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Die Trennung von Wohn-, Gewerbe- und Induſtrievierteln, 
eine der wichtigſten Forderungen des Städtebaues, wird erfüllt, da⸗ 
bei die Lage der Wohngebiete zu den Arbeitsſtätten der Jnduftrie= 
und Geſchäfts viertel mit dem Ziele bedacht, den Arbeitsweg tunlichſt 
zu verkürzen, ihn ſoweit als möglich auch unter Berückſichtigung des 
notwendigen Mafjen- und Schnellverkehrs mit günſtigen Verkehrs ⸗ 
mitteln auszuſtatten. Längſt ift das Unzulängliche der Forderung 
des „Wald- und Wieſengürtels“ erkannt. Das geſamte Stadtgebiet 
muß durch Grünflächen ſo aufgelockert werden, daß ſie den Be⸗ 
wohnern der Wohnviertel auch wirklich zugute kommen, wobei vor 
allem auch auf die Kinder und Kleinkinder (Kinderwagenentfernung!) 
Rüdficht zu nehmen ift, da der Stadtbewohner von weit entfernten 
Erholungsflächen, insbeſondere wenn ihre Erreichung die Benutzung 
koſtſpieliger Verkehrsmittel erfordert, doch nur ausnahmsweiſe Ge⸗ 
brauch machen kann. 

Während man ſich früher auf einige Platzanlagen beſchränkte, 
die mit dem friſchen Grün ihrer Rafenflächen, Anlagen von Jier- 
pflanzen gewiß ein hübjches Bild boten, zumal fie als Bafen im ein⸗ 
tönigen Häuſermeer erſchienen, liegt das Hauptgewicht jetzt auf den 
Sufammenhängen der Grünflächen, die von dem die Stadt umgeben- 
den landwirtſchaftlich genutzten Gebiet, den im Umkreiſe liegenden 
Waldungen ausgehend, in ihren Ausläufern möglichſt bis zum Stadt⸗ 
kern vordringen und ein Gefäßſyſtem im Stadtkörper bilden, dem die 
Aufgabe zufällt, die friſche Luftzufuhr zu 
den Wohn- und Arbeitsvierteln zu ſichern. 
Dieſem Grünflächenſyſtem find die behut⸗ 
jam zu ſchützenden, gegebenen Natur- 
ſchönheiten — alte Baumbeſtände, reizvolle 
Bachläufe, Hügelgruppen — liebevoll ein⸗ 
zufügen und im Zuſammenhange hiermit 
ausreichende Spiel⸗ und Sportplätze, Dauer⸗ 
kleingartenanlagen zu ſchaffen, ſchließlich 
die Friedhöfe in den Stadtplan einzu⸗ . 
Suen: armen anze, 


In den neuen Wohnvierteln unſerer 
Städte iſt der „Kultus der Straße“, 
der den Städtebau der Vorkriegszeit lange 
beherrſchte, überwunden. Breite Straßen- 
bänder werden nur dort vorgeſehen, wo ein 
ſtarker Durchgangsverkehr aufzunehmen iſt. Wohnſtraßen erhalten 
geringe Abmeſſungen, natürlich — zur Sicherung ausreichenden 
Lichteinfalls in die unteren Geſchoſſe — in ihrem Ausmaße an die 
zuläſſige Bebauungshöhe angepaßt. Die Anforderungen an die 
Straßendecke der Wohnſtraßen werden insbeſondere in Ulein⸗ 
wohnungsgebieten auf das 5 Maß herabgeſetzt, Bürgerſteige 
ganz oder teilweiſe fortgelaſſen, Vorgärten durch einfache Raſen⸗ 
ſtreifen, möglichſt ohne Einfriedigungen, erſetzt. Die fo gewonnenen 
Erſparniſſe an Aufſchließungskoſten haben in Verbindung mit einer 
glücklicheren Aufteilung der Baublöcke unter Vermeidung der früher 
üblichen, tiefgeſchnittenen Bauſtellen die Entftehung — eigentlich 
Wiederkehr — eines neuen Wohnhaustyps, des Mittel- und Klein ⸗ 
haufes wirtſchaftlich ermöglicht, wozu auch die Herabminderung bau- 
polizeilicher Anforderungen beigetragen hat. Die vielgefchoffige 
Mietkaſerne der Vorkriegszeit mit Hinter- und Seitenflügeln, engen, 
lichtloſen Höfen gehört der Vergangenheit an. In den Außen» 
bezirken der Stadterweiterungsgebiete, deren bauliche Erſchließung in 
der Nachkriegszeit neu in Angriff genommen iſt, hat ſich wohl ganz 
überwiegend der Flachbau durchgeſetzt, in den noch nicht ausgebauten 
Vorſtadtgebieten das dreigeſchoſſige Mittelhaus, ſoweit 
nicht allzu hohe Bodenpreiſe und una ri 5 insbefondere 
auch vorhandene koſtſpielige Straßenanlagen eine vier- oder gar fünf- 
geſchoſſige Bauweiſe erzwangen, die in vielen Städten nur noch zur 
Ausfüllung von Baulücken zugelaſſen worden ift. Hand in Hand mit 
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So wachſen fie heut. 


dem Vordringen des Klein- und Mittelhauſes ift eine erfreuliche 
Hebung der Wohnungskultur durch Derbeſſerung der 
Grundrißlöſungen gegangen. Die neugeſchaffenen Wohnungen ſind 
freilich mit Rüdficht auf die Steigerung der Baukoſten in ihren Ab- 
meſſungen — Wohnfläche und Geſchoßhöhe — kleiner als die üblichen 
Wohnungen der Vorkriegszeit, aber in ihrer zweckmäßigen Raum- 
anordnung, ihrer Ausſtattung mit techniſchen Hilfsmitteln (Gas, 
Waſſer, Elektrizität, Bad uſw.) den Kleinwohnungen der Vorkriegs⸗ 
zeit meiſt weit überlegen. Vielfach ſind — bei Flachbauſiedlungen 
regelmäßig — Hausgärten en die bei ſachgemäßer Bebauung 
und Pflege einen wertvollen Nahrungsmittelzuſchuß für den Haus- 
halt gewähren können. Auch die Wohnform des Eigenheims 
hat fih in wachſendem Umfange durchgeſetzt und wird in den Übers 
gangsgebieten zwiſchen Stadt und Land, in denen beträchtliche Teile 
des Stadtweichbilds zwar der landwirtſchaftlichen Nutzung allmählich 
infolge unzulänglicher Rentabilität verloren gehen, aber dauernd 
gärtneriſcher Nutzung erhalten bleiben müſſen, zur Vorherrſchaft 
gelangen. = 

Der Grundgedanke des modernen Städtebaues, das Prinzip der 
Dezentraliſation, hat ſich, wenn wir die Entwicklung der deutſchen 
Stadt in der Nachkriegszeit überſchauen, wohl überall durchgeſetzt. 
Er kann — braucht aber nicht — in der Begünſtigung ſelbſtändiger 
Gartenſtädte in der weiteren Umgebung der Großſtädte ſeinen Aus- 
druck finden, für deren Entſtehung die wirt⸗ 
ſchaftlichen Dorausfegungen in den ſeltenſten 
Fällen gegeben ſein werden. Auch eine 
fih an den gewachſenen Stadtkörper an= 
ſchließende Stadterweiterung kann den De- 
zentraliſationsgedanken verwirklichen, wenn 
fie vermeidet, konzentriſch Häuſerring auf 
Häuſerring um den Stadtkern zu legen 
und ſyſtematiſch das Ziel verfolgt, durch 
den Bebauungsplan Flächen in weiteſtem 
Ausmaße feſtzulegen, die dauernd der 
Bebauung entzogen und als Grünflächen 
erhalten bleiben, wobei das „Nutzgrün“ — 
in der Form von Hausgärten, Daner- 
kleingartenanlagen, Erwerbsgärtnereien — 
8 das „Siergrün“ mehr und mehr verdrängt. 
Ein ſolches Grünflächenſpſtem wird dann in verbindung mit zu er⸗ 
haltenden Waldſtücken, Parks, Waſſerflächen, Spiel⸗ und Sportplätzen, 
Friedhöfen jene Auflockerung des Stadtkörpers ſichern, die den 
beſten Schutz gegen die Nachteile der großſtädtiſchen Bevölkerungs⸗ 
anhäufungen bietet. 

Dorausfegung hierzu find freilich Weichbildflächen, bei deren 
Bemeſſung man ſich von den Vorſtellungen des Dorfriegsbedarfs frei 
machen muß. Vor allem wird es aber eine Aufgabe der Städte» 
baugeſetzgebung fein, die Durchführung ſolchen Geſichtspunkten 
Rechnung tragender Stadterweiterungspläne zu erleichtern. Die Not- 
wendigkeit, ſtädtebauliche Regelungen in großen Abſchnitten nach ein⸗ 
heitlichen Geſichtspunkten vorzunehmen, wie ſie in der Nachkriegszeit 
an die Städte herangetreten iſt, zwingt zu einer Anpaſſung der 
Beſitzverhältniſſe an die Planungen in einfachem und rajdem Der- 
fahren. Dem öffentlichen Geſamtintereſſe muß fih hier das privat- 
intereſſe des einzelnen Bodenbeſitzers unterordnen. Die Zukunft 
unſeres Städtebaues und unſeres Wohnungsweſens wird weſentlich 
davon abhängen, wie der Geſetzgeber dieſe Aufgabe löſen wird. Sie 
kann bei ihrer engen Verknüpfung mit den Fragen des Eigentums, 
den vielfach bei Stadterweiterungen notwendigen überſchreitungen 
der Ländergrenzen, der Notwendigkeit, insbeſondere auch eines der 
wichtigſten Elemente des Städtebaues, die Eiſenbahn, in die Stadt⸗ 
planung einzuordnen, nur vom Reichsgeſetzgeber befriedigend 
gelöſt werden. 


Gtaͤdtiſche Wohlfahrtspflege. 


Von Rechtsrat Dr. Kleindinſt, Augsburg. 


Seit der Belebung der gemeindlichen Selbſtverwaltung zu Bes 
ginn des 19. Jahrhunderts ift die Wohlfahrtspflege in 
Deutſchland eine gemeindliche Aufgabe geworden, 
während fie im landesfürſtlichen Territorialſtaat als ſtaatliche Un- 
gelegenheit aufgefaßt und während des Mittelalters von der Kirche 
beforgt worden war. Das ſchließt das Eintreten der freien Wohl⸗ 
fahrtspflege für die ihr naheftehenden Kreife oder ihre Förderung von 
Sonderaufgaben und die Sufammenarbeit mit den Gemeinden nicht 
aus. Daß die Wohlfahrtspflege ſich gerade in den Städten zu einem 
fo wichtigen Derwaltungszweig entwickelte, hängt mit der Geſtaltung 
der ſozialen Derhältniffe, der wiſſenſchaftlichen Erkenntnis ihrer Be⸗ 
dingungen und mit den Fortfchritten in der Bekämpfung ſozialer 
Mängel zuſammen. Bei dem raſchen Zeitmaß der induſtriellen Ent⸗ 
wicklung feit 1890 und der Zuſammenballung der Bevölkerung in 
Großſtädten ſowie in Induſtriebezirken wandelt ſich die 


HBilfsbedürftigkeit für die Wohlfahrtspflege aus einer 
Erſcheinung des individuellen Unglücks oder des perſönlichen 
Verſchuldens in eine geſellſchaftliche Erſcheinung 
um, die ihre Urſachen zumeiſt in den Bedingungen der 
wirtſchaftlichen Lage und des ſozialen Fuſammenlebens hatte. 
Hygiene und Sozialwiſſenſchaft ließen diefe Urſachen immer ſchärfer 
erkennen und zeigten die Wege zu ihrer Bekämpfung. Dieſe Fort- 
ſchritte führten zur Arbeitsteilung und damit zur fachlichen 
Gliederung der Wohlfahrtspflege. Für zwei beſonders vers 
heerende Krankheitserſcheinungen entſtand die Säuglings⸗ und 
Tuberkuloſenfürſorge und zur Verhütung ihrer hauptſächlichen Ur⸗ 
ſache die Wohnungsfürforge. Um frühzeitig an die Wurzel der ge⸗ 
ſundheitlichen und ſozialen Erkrankungen heranzukommen, wurde 
die Schulgeſundheitspflege und die Jugendfürſorge eingerichtet. 
Trinkerfürſorge, Wandererfürſorge und die Derforgung der Obdach⸗ 
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loſen ſollten eben- 
ſo der eingetrete⸗ 
nen Bilfsbedürf- 
tigkeit ſteuern wie 
dem weiteren Ver; 
m vorbeugen. 
ie Erwerbsloſen · 
fürforge und Ar- 
beitsloſenver⸗ 
ſicherung waren 
im letzten Jahr- 
zehnt vor dem 
Kriege im Aus⸗ 
bau auf gemeind⸗ 
licher Grundlage 
begriffen. Für 
diefe Zweige der 
Wohlfahrtspflege 
wurden fachliche 
Hilfskräfte ge ⸗ 
wonnen, von 
welchen viele für 
ihren Wirkungskreis führend geworden ſind. Trotz der zu⸗ 
meiſt ſozialen Urſachen der Fürſorgefälle war der oberſte 
Grundſatz der Wohlfahrtspflege die Individuali⸗ 
ſierung. Nur auf diefe Weiſe konnten die Urſachen der Hilfs- 
bedürftigkeit feſtgeſtellt, die zutreffenden Mittel angewandt und 
konnte neben der Hilfeleiſtung auch die rechtliche, wirtſchaftliche und 
geſundheitliche 
Beratung ge · 
währt werden. 
Bei dieſer indivi⸗ 
dualiſierenden 
Fürſorge Vegte fih 
mehr und mehr 
dermweiteredrund- 
fag durch, daß 
nicht die Symp- 
tome, nicht die 
i Kranfheitser- 
ſcheinungen allein 
zu heilen, fon- 
dern daß ihre 
Urſachen zu be⸗ 
ſeitigen ſind. 
Die Gefahr, nur 
den äußeren Er⸗ 
ſcheinungen der 
Hilfsbedürftigfeit 
zu begegnen, lag 
in der Arbeits⸗ 


1 Plan einer gotiſchen Stadt. Eingepferchter Markt 
zwiſchen ſchmalbrüſtigen Gaſſen. Raummangel, 
bedrängt von Feſtungsmauern. Myſtik, Gildenweſen, 
Kaſtengeiſt. 


2 Markt von Nürnberg. Trotz mannigfacher Ver- 
änderung auch heute noch geſchloſſen, zugebaut. 


Kennzeichnend für eine ſtreng gegliederte Geſellſchaft. 


ſammenzufaſſen, daß dieſe Einheitlichkeit ſich bei der 
Behandlung des einzelnen Falles wie bei der 


den maßnahmen zu großer Bedeutung, naentlich auf dem 

— — Gebiet der geſundheitlichen 
und der Jugendfürſorge. So 
war die Organiſation und 
Arbeitsweiſe der ſtädtiſchen 
Wohlfahrtspflege durch die 
Grundſätze der ſozialen Ge⸗ 
ſtaltung, der Arbeitsteilung 
in fachlich geleitete Fürſorge⸗ 
zweige, durch die Individu⸗ 
aliſierung, die Urſachenbe⸗ 
kämpfung und die vorbeugen⸗ 
de Tätigkeit neben der poſi⸗ 
tiven Bilfeleiftung gekenn⸗ 
zeichnet. Im einzelnen ent⸗ 
wickelte fih die Organi⸗ 
ſation natürlich verfchieden 
nach den hervortretenden 
Bedürfniſſen und den vor⸗ 
handenen Einrichtungen und 
Hilfskräften. Dabei war die 
geſetzliche Grund⸗ 
lage ſchmal. Das Geſetz 
über den Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz, das 1910 auch in 
Elſaß-Lothringen und 1913 
in Bayern eingeführt wurde, 
die einzelſtaatlichen Aus- 


3 Das Rathaus von Münſter. Die 

ſtolze Repräſentation der Faſſabe, 

die architektoniſche Form für hoch- 
fliegenden Bürgerſtolz. 


führungsgeſetze und die Ge⸗ mr 


ſetze für die Fürſorgeerzie⸗ 
hung genügten mit ihren Be- 
ſtimmungen über die Pflicht 
zur Bilfeleiftung, die Dor- 
ausſetzungen des Eingreifens, 
die Suſtändigkeiten, die 
KHoſtenverteilung und das 
Verfahren. Alle übrigen 
Maßnahmen der Wohlfahrts- 
pflege waren das Ergebnis 
der aktiven Verwaltung der 
Gemeinden. — Auf dieſer 
criedensgrundlage wurde die 
Kriegs wohlfahrts⸗ 
pflege in größtem Aus- 


maße durchgeführt, die in 
die Familienfürſorge, in die 
Fürſorge für Mriegsbeſchä⸗ 
digte und Kriegshinterblie⸗ 
bene, in die Fürſorge für 
wirtſchaftlich Selbſtändige 
und in die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge zerfiel. Fran 
Nach dem Kriege 

ſetzte eine weitgehende 

Umgeſtaltung der Wohlfahrtspflege ein. Den Anlaß gaben die 
ſozialen Wirkungen des Krieges und ſeiner wirtſchaftlichen Folgen. 
Neben der allgemeinen Fürſorge wurde 1918 die Erwerbslojen- 
fürſorge einheitlich geregelt, 1919 die Fürſorge für die Kriegsopfer 
neu eingeführt, 1921 die 
Sozialrentnerfürſorge und 
1925 die Kleinrentnerfür⸗ 
ſorge geſchaffen. Dieſe 
Sweige wurden zen⸗ 
tral, einheitlich und 
gleichförmig geregelt. 
Dadurch wandelte ſich die 
Wohlfahrtspflege der Städte 
großenteils aus einer Auf⸗ 
gabe der Selbſtverwaltung 
in eine Auftrags ⸗ 
verwaltung und die 
aktive Verwaltung in eine 
VDollzugs verwaltung 
um. Die Finanzierung 
der neuen Sweige er⸗ 
folgte durch die Dota⸗ 
tionen des Reiches, 
Länder und Gemeinden 
hatten lediglich die 


a. M. Blick auf ben Dom, 
täbtebau als Raumkunſt. 


ſchlüſſelmäß igen Anteile 

aufzubringen. Die Wochen⸗ 

hilfe wurde als reine 5 e Er et — 
i į . es dran 

1 | O SA dhen ast, 

allgemeinen Maßnahmen 


wirkten auf die allgemeine Fürſorge bereits hinüber, 

Mit der Befeftigung der Währung und der Um⸗ 
ſtellung der wirtſchaftlichen und finanziellen Derhältniffe wurde 1924 
die Selbſt verwaltung der Städte in der Wohi- 

fahrtspflege 

wiederherge ; 

pert Jn der 

erordnung über 
die Fürſorgepflicht 
erhielten ihre 
rechtlichen Grund- 
lagen eine völlige 
Erneuerung. Die 
Reichsgrundſätze 
über Dorausſet ; 
zung, Art und 
Maß der Fürſorge 
ſtellen geradezu 
eine Hodifikation 
der Erfahrungs⸗ 
grundſätze der 
ſtädtiſchen Wohl⸗ 
fahrtspflege dar. 
„%M . Semi 
verbände wurden Saito as fondern 8 ‚giansolt 
die Kriegsbe- durch den befehlenden Willen des Fürſt ie vom 
ſchädigten⸗ und Schloß beherrſchte Rechtwinkligteit. 
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Kriegshinterblie- 
benenfürſorge, die 
$ürforge für die 
Sozial- und Klein- 
rentner, die Ar 
beitsbeſchaffung 
für Schwerbe⸗ 

chädigte und Er- 
werbsbeſchränkte, 
die Fürſorge für 
die hilfsbedürf⸗ 
tigen Minder⸗ 
jährigen, die 
Wochenfürſorge 
und die Armen 
fürſorge bezeich⸗ 
net. Daneben 
ſtehen die be- 
reits vorhin er⸗ 
wähntenwichtigen 
Fürſorgezweige, 
von welchen die 
Jugendfürſorge 1925 eine beſondere geſetzliche Grundlage erhalten 
hat, Die Erwerbsloſenfürſorge geht nunmehr in die Arbeitslojen- 


7. Platz in Potsdam mit Nitolaitiche und Rathaus. 

Der Raum öffnet ſich. Die Hemmungen der mittel- 

alterlichen Welt find gefallen. Sie Freiheit des Bürger- 
tums wirkt ſich aus. 


verſicherung als Aufgabe der Reichsanſtalt für Arbeits vermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung über. 


Inmitten großer wirtſchaftlicher und geſellſchaftlicher Derände- 
rungen ſtehen die Aufgaben der Wohlfahrtspflege vielfach vor 
neuen Sielen. Sie muß die Opfer der großen Umwälzung be- 
treuen, die den Kampf um das Daſein hinter ſich haben. Sie hat den 
Hilfsbedürftigen zu neuer Selbſtändigkeit zu verhelfen, die für fie 
noch Kräfte beſitzen, und dadurch die Überzeugung zu heben, daß 
niemand in den Wechſelfällen des Lebens ohne Hilfe bleibt. Ebenſo 
notwendig iſt es jedoch, die durch die Notſtandsmaßnahmen der letzten 
Jahre gelähmten Unterhaltspflichten und die Kraft zur Selbſthilfe 
nachdrücklich zu ſtärken. Man ſchätzte die Fahl der in laufender Für⸗ 
ſorge ſtehenden Perſonen 1925 auf 2 Millionen, und im gleichen 
Jahre wurde ein Drittel der Ausgaben der Städte durch die Wohl- 
fahrtspflege in Anſpruch genommen. Bei der Höhe der Laſten iſt 
deshalb eine möglichſt wirtſchaftliche Geſtaltung der Wohlfahrtspflege 
unerläßlich. 

Sur Erfüllung dieſer Aufgaben ift die Wohlfahrtspflege der 
Städte imſtande, wenn ihr im Rahmen der gemeindlichen Selbſt⸗ 
verwaltung die fürſorgeriſche und finanzielle Bewegungsfreiheit und 
das Einſetzen der aktiven Verwaltungskräfte gewährt wird, und wenn 
die Geſetzgebung ſich auf das beſchränkt, was unbedingt geſetzlich 
feſtgelegt werden muß. 


Deuiſche Schickſalsgemeinſchaft. 


Don Profeſſor Dr. Ern ſt Jäckh. 


Amerlkaniſche Zeitungen haben anläßlich des diesjährigen 
deutſchen Verfaſſungstages feſtgeſtellt, daß einer der erſten Heutſchen, 
der nach dem Krieg drüben Verſtändnis und Sympathie für das 
neue Oeutſchland penea hat, der Verfaſſer der nachſtehenden 
Skizze ift. Dieje zeichnet die weſentlichen, aber vereinfachten Linien 
feiner Vorleſungen an amerikaniſchen Univerſitäten und an der 
Genfer Hochſchule für internationale Politik. Der engliſche Verlag 
Oxford Univerfity Preß hat dieſe Vorleſungen in einem Buch 
The New Germany herausgegeben. 

Am achten Jahrestag der Weimarer Verfaſſung hat der volks⸗ 
parteiliche Abgeordnete Siegfried von Kardorff in feiner Verfaſſungs⸗ 
rede im feſtlich vollen Reichstag mit ausdrücklicher Genugtuung feſt⸗ 
geſtellt, „daß ſich alle großen Parteien heute zur deutſchen Außen⸗ 
politik bekennen“ — zu einer gemeinſamen und zur gleichen Außen⸗ 
politik. Don den Sozialdemokraten bis zu den Deutſchnationalen: 
durch alle ſieben Parteien hindurch — mit der einzigen Ausnahme 
der beiden extremen Gruppen, der Kommuniſten und der Völkiſchen, 
die beide den heutigen Staat und 


Unſere Skizze veranſchaulicht die äußere Entwicklung der Mit- 
und Fuſammenarbeit der deutſchen Parteien. Der Anfang iſt die 
Koalition von Weimar: vom Sentrum aus nach links, zur Demo- 
kratie und zur Sozialdemokratie. Das Ende iſt die Koalition von 
heute: vom Zentrum aus nach rechts, zur Volkspartei und den 
Deutſchnationalen. Dazwiſchen liegt die große Koalition: die 
Weimarer Koalition plus Volkspartei (dieſe als Dorbereiterin der 
Brücke zu den Deutſchnationalen), und die kleine Koalition (der 
Mitte). Alle Koalitionen haben eine Tatſache gemeinſam: die 
Zentrumspartei iſt immer zugleich auch wirkliches, räumliches 
Sentrum, der zentrale Pol in aller Koalitionen Kommen und Gehen. 
Die Nuancen ſind verſchieden, aber die Grundtendenzen ſind — 
außenpolitiſch — die gleichen: ob links oder rechts nuanciert, das 
Sentrum bleibt immer Mitte. Erzberger, Fehrenbach, Wirth finden 
ſich mit Preuß, Rathenau und Ebert zuſammen, ſo wie Marx mit 
Strefemann und Hergt. 

Was bedeutet und beweiſt 


feine geſamte Politik ablehnen r 
und ſich immer wieder in revolu⸗ 
tionärer Negation vereinigen. 
Deutſchland hat wohl die meijten 
Parteien: ein Ausdruck feiner 
Geſchichte, ſo unentrinnbar, daß 


die führenden fünf Parteien der a) 
neuen Republik ziemlich genau K 
die gleichen find wie die hiſtori⸗ 2 


ſchen Parteien des alten Kaifer- 


eine ſolche achtjährige Entwick⸗ 
lung — aus dem Sentrum nach 
links und nach rechts hin — zur 
grundſätzlichen außenpolitiſchen 
Übereinjtimmung? Eine wach⸗ 
jende Einſicht in die Grundtat« 
ſachen des deutſchen Schickſals, 
eine umfaſſende Erkenntnis der 
Schickſalsgemeinſchaft des deut- 


reichs. Trotz dieſer Vielzahl der 7 Sozial- ſchen Volkes. 
22 hot AA AAG Aber E 8 2 0 
einſtimmung in der Außenpolitik: ſtammt das einfache, vielſagende 
N ein 5 a Wort: „Die Mutter aller Politik 
eſchichte und eines alten ide ift Geographie.“ Kjellén in 
555 ne TE P wage Eier Preuss cds öfresemann Hert Ludendor tf Schweden, 1 ano 9 
aß a ar⸗ i i 
teien (von den Sozialdemokraten Rathenau gih, 25 E en ee 
1% „ e a Yon e „Öeograpkie und Weltmacht 
ih i 5 d re „Geographie und Weltmacht“ 
beitsbeſchluß zuſammenfinden, Man DLD. und „Geographie — der Ungel- 
wie zuletzt beim Kriegs- * punkt der Geſchichte“ ausgebaut. 


gerätegeſetz (dem letzten Aus⸗ 

läufer des Verſailler Vertrags), oder auch beim Monarchen⸗Aus⸗ 
ſchluß⸗Geſetz (der wiederholten Beſtimmung zum Schuß der Republik). 
Und ebenſo richtig iſt es, daß eine grundſätzliche außenpolitiſche 
Übereinſtimmung von links bis rechts nicht in jeder Abſtimmung 
zum Ausdruck kommt: wenn auch die Melodie die gleiche iſt, der Ton 
iſt meiſt verſchieden. Aber der Außenminiſter Streſemann hatte 
recht, als er in feiner Nobelpreisrede in Oslo feſtſtellte: „es wäre 
unmöglich geweſen, die Ideen und Grundſätze von Locarno in 
Deutſchland durchzuführen, wenn dieſer Friedenswille nicht von der 
Geſamtheit des deutſchen Volkes getragen würde.“ Und „Locarno“ — 
dieſes neue Syftem internationaler Beziehungen ift ſchließlich das 
Symbol deſſen, was Erzberger, Rathenau und Ebert verſtanden und 
angeſtrebt haben und was Streſemann und Hindenburg vollenden 
können. 


Für Deutſchland beſagt das geo⸗ 
graphiſche Schickſal: das Land der Mitte, das Zentrum Europas. 
Was heißt das in konkreten, zwangsläufigen Einzelheiten? 

Deutſchland iſt kein Kontinent (wie Amerika — von Küfte zu 
Küfte), keine Inſel (wie England), keine Halbinſel (wie Frank⸗ 
reich oder Italien — durch Ozeane und Gebirge geſchützt), ſondern 
ein zentrales Land, offen nach allen Richtungen, und deshalb 
hiftorifches Kampfgebiet für alle europäiſchen Nationen durch das 
17., 18. und 19. Jahrhundert; abgeſchloſſen durch den engliſch⸗ 
franzöſtſchen Kanalkorridor von der Weltweite, in welcher England 
hundertmal, Frankreich zwanzigmal und Italien ſiebenmal ihr 
ee fortſetzen und erweitern konnten. Gründe, aus denen 

ismarck wie Kiderlen gegen transozeaniſche Annexionen waren. Es 
ift keine Übertreibung: geographiſch ift die Lage Deutſchlands die 
ſchwächſte und ſchlechteſte aller Länder. 
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Auch politifh ift die Lage Deutſchlands die ſchwächſte und 
ſchlechteſte aller Mächte. Nur Deutſchland hat in Europa faſt alle 
Großmächte als Nachbarn gehabt ſchon vor dem Weltkrieg, und nur 
Deutſchland hat heute die größte Anzahl von Nachbarn der Welt, 
direkt ein Dutzend und indirekt gar fünfzehn. Die einzige geo⸗ 
graphiſch und politiſch offene Tür, die das Bündnis mit Gſterreich 
gewährte und zu dem vielfach mißverftandenen Zugang und gu- 
ſammenhang „Berlin — Bagdad“ führte, wurde durch die deutſch⸗ 
öſterreichiſche Niederlage geſchloſſen und durch die Staatenwerdung 
der Nationalitäten der Habsburger Dynaftie verriegelt. 

Die geographiſche und politiſche Einkreiſung (zunächſt in räum⸗ 
lichem Sinn) des deutſchen Mittelpunktes im europäiſchen Kreis 
wurde jhon vor dem Weltkrieg verhängnisvoll und ift heute militä- 
riſch vollendet und vollkommen. Deutſchland iſt entwaffnet „bis zur 
Nacktheit“ (wie Strefemann in Oslo ſagte), und jeder Nachbar ift 
Deutſchland durch Bewaffnung überlegen. den Millionen von 
Referven, den Tauſenden von Flugzeugen, den Hunderten von Tanks 
kann Deutſchland nichts und abermals nichts gegenüberſtellen; nicht 
zu reden von anderen modernen Kampfmitteln, von den entmili⸗ 
tarifierten, entfeſtigten Jonen und dergleichen. è 

So ift Deutſchland die einzige Macht, deren auswärtige Politik 
weder durch die militäriſche Sicherung von Rüſtungen und Bünd⸗ 
niſſen noch durch die natürliche Sicherheit einer nationalen Geos 
graphie geſchützt ift. 

Dazu ift Deutſchland die „internationalſt“ gelegene Nation. 
Keine Nation der Welt hat ihre Volksgenoſſen fo zerſtreut und zer ⸗ 
ſprengt wie Deutſchland: unter acht benachbarten und ſieben an 
dieſe wieder anſtoßende Staaten: rund zehn Millionen Deutſche in 
fünfzehn direkten und indirekten Nachbarſtaaten; zum Teil in ſo 
großen „Minderheiten“, daß ſie zuſammen mit anderen Minoritäten 
die Hälfte der Bevölkerung ausmachen. Deutſchland iſt das einzige 
Volk, das national nicht einheitlich werden konnte. 

Und ſchließlich auch wirtſchaftlich iſt Deutſchland durch Derfailles 
mehr „internationaliſiert“ worden, als es zuvor war. Wirtſchaftliche 
Autarkie war für ein Volk nie möglich, das zwanzig Millionen mehr 
hat, als fein Boden ernähren kann. Aber Derfailles hat nicht nur 
die bekannten Gebiets-, Ernährungs- und Rohmaterialienverluſte 
gebracht, ſondern auch die Grenzen ſo gezogen, daß ſie überirdiſch 
politiſch trennen und unterirdiſch wirtſchaftlich verbinden, mit 
Frankreich und Belgien wie mit Polen und Cſchechoſlowakei. 
Wiederum hat jeder dieſer Nachbarn nur mit Deutſchland allein zu 
rechnen, aber Deutfchland mit allen gemeinſam. Die „nationale“ 
Wirtfchaft wird „internationaliſtert“ durch die gleichen natürlichen 
Kräfte, die Deutſchland in die Mitte der europäiſchen Völker und 
Staaten gepflanzt hat. 

Aber — und das iſt die Kehrſeite der Medaille: ſo gewiß es iſt, 
daß kein Mittelpunkt möglich iſt ohne einen Kreis, ſo ſicher iſt es 
auch, daß kein Kreis möglich ift ohne den Mittelpunkt. Im Zitat 
der Worte eines amerikaniſchen Staatsmannes: We hang together 
or we hang separatly! Oder in des Keichswirtſchaftsminiſters 


Curtius Faſſung: „Europas Schickſal iſt Deutſchlands Schickſal.“ Und 
umgekehrt: Deutſchlands Schickſal ift Europas Schickſal. Wenn das 
Berz eines Organismus erkrankt, leidet der ganze Organismus. 
Mehr noch: der Organismus kann ohne das Herz nicht exiſtieren. 
Daher das drängende Werben um Deutſchlands Mitgliedſchaft im 
Völkerbund auf die Gefahr hin, ein Spanien oder Braſilien zu ver- 
lieren: das „Herz“ ift notwendiger als eine „Hand“ oder ein 
„Finger“. Daher die amerikaniſche Initiative des Dawesplanes — 
auch gegen Frankreich. Daher endlich die deutſche Initiative zu 
„Locarno“. 

Was heißt „Locarno“? Im Gleichnis von Kreis und Mittel- 
punkt ausgedrückt, das heißt geographiſch und geopolitifch: wir find 
der Mittelpunkt eines Kreifes, deſſen Radiuffe ul uns konzentriert, 
gegen uns gerichtet find. Wir können diefe Radiuffe nicht beſeitigen, 
ihnen nicht entrinnen, gegen ſie nichts ausrichten. Wir können mit 
ihnen nur zuſammengehen, zuſammenarbeiten: wir find ja ſelbſt ein 
Teil diefer Radiuffe, ihr Mittelpunkt. Wir können die Radiuffe nur 
umbiegen, umkehren — in Diagonalen, in Derbindungslinien. Oder: 
die Pfeile dieſer Radiuffe, die gemeinſam die Iſoliertheit des Mittel- 
punktes bedrohen, umändern in gemeinſame Verbindungen, um die 
Gemeinſchaft des Kreiſes zuſammenzufügen, um die Sicherheit des 
Mittelpunktes ſowie des Kreiſes zu erreichen. Das ift die Mathes 
matik und Philofophie von Locarno, feine Logik und fein Geſetz, 
ſein Realismus und ſeine Ideologie. Daher auch die Tatſache von 
nunmehr einem ganzen Dutzend von Schiedsgerichts⸗ und Der- 
mittlungsverträgen Deutſchlands mit faſt allen peripheren Punkten 
Europas: lauter Diagonalen, Derbindungslinien — ſtatt des alten 
aens der bedrohenden Einkreiſung durch Rüſtungen und Bünd- 
niſſe. Früher konnte es heißen: „Not kennt kein Gebot.“ Jetzt 
kann und muß es heißen: Not kennt ihr Gebot. Das europäifche 
Sentrum wird zum organiſchen Mittelpunkt eines aktiven Ausbaus 
von wirklichem Völkerrecht. 

Die Sichtbarmachung dieſer Logik und dieſes Geſetzes iſt der 
Verlauf der deutſchen Außenpolitik ſeit acht Jahren. Die wachſende 
Einſicht in die Swangsläufigfeit dieſer Juſammenhänge bewirkt die 
wachſende Übereinſtimmung aller ſtaatserhaltenden Parteien bis zur 
Einſtimmigkeit. Mit der Intuition und dem Mut weniger Per- 
ſönlichkeiten hat dieſe Entwicklung begonnen, durch die Einſicht und 
Gefolgſchaft aller Parteien wird fie beſtätigt. Don Weimar, Der- 
failles und Rapallo an bis zu den in aktiverer Folge fih aneinander- 
reihenden Verträgen von London, Berlin, Locarno und Genf, bis 
ſchließlich zur Regierungsmitarbeit der Deutſchnationalen mit dem 
Programm der internationalen Solidarität. 

In feinem „Locarno sans Rêves“ jagt Fabre Luce: „Die inter- 
nationale Solidarität kann ein politiſches Prinzip erſt werden, wenn 
und ſoweit jedes Volk die Fuſammenhänge entwickelt durch eine Der- 
tiefung feines nationalen Gewiſſens.“ Es iſt des deutſchen Volkes 
Schickſal, aus dem unentrinnbaren Geſetz feiner „interſiationalſten“ 
Lage zuerſt die nationalen Grundlagen einer internationalen Politik 
verſtehen zu müſſen und durchführen zu dürfen. 


Die Völkerbundstagung. 


Die diesjährige, achte Völkerbundsverſammlung ift am 5. d. M. 
in Genf mit einer Rede des derzeitigen Präſidenten des Völker⸗ 
bundsrates Dillegas (Chile) eröffnet worden. In feiner Rede, in 
der Villegas die Bilanz des abgelaufenen 
Völkerbundjahres zog, beſchäftigte er ſich be- 
ſonders ausführlich, wenn auch reichlich opti ⸗ 
miſtiſch, mit den bisherigen Bemühungen um 
die Abrüſtungsfrage. Er ſtellte in dieſem Ju- 
ſammenhang die drei Leitgedanken: Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit, Sicherheit und Abrüſtung in 
den Vordergrund. Seine Rede hat fich, das 
kann man nach Ablauf eines Teiles der 
Völkerbundsverſammlung jagen, als ein Hin- 
weis auf die Hauptgegenſtände der Tagung 
erwieſen. Was ſich ſeitdem dort ereignet hat, 
was beantragt und beſprochen wurde, beſchäf⸗ 
tigte ſich hauptſächlich mit dieſem Problemkreis. 

Schon vor dem Beginn der Dölkerbunds- 
verſammlung, während der Sitzungen des 
Dölferbundsrats, tauchten in Genf und anders⸗ 
wo allerlei Gerüchte von einer bevorſtehenden 
polniſchen Initiative auf. Polen, ſo hieß es, 
wolle der diesjährigen Völkerbundsverſammlung 
einen allgemeinen Nichtangriffspakt vorſchlagen, 
d. h. alfo einen Vertrag, durch den ſich ſämt⸗ 
liche Staaten verpflichten ſollten, nie gegen⸗ 
einander zum Angriff zu ſchreiten. Dann hieß 
es wieder, Polen wolle die Frage der Siders 
heit in Oſteuropa aufs Tapet bringen, es wolle 
ein Locarno des Oſtens, alfo eine Garantierung 
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der Grenzen im öſtlichen Teil Europas vorſchlagen. Schließlich kam 
die Andeutung, die Polen wollten eine allgemeine Erklärung gegen 
den Krieg, die von ſämtlichen Mitgliedsftaaten des Dölferbunds 
unterſchrieben werden ſollte, beantragen. Es er⸗ 
gab ſich, daß die letztgenannte Andeutung das 
Richtige traf. Der polniſche Vorſchlag wurde 
der engliſchen und franzöſiſchen und deutſchen 
Delegation mitgeteilt, und die Juriſten dieſer 
Delegation zuſammen mit dem der polniſchen 
berieten ihn ausgiebig und brachten ihn in eine 
Form, mit der fih die genannten drei Grof- 
mächte einverſtanden erklären konnten. Jn- 
zwiſchen hatte jedoch der holländifche Miniſter 
des Außeren, Beelaert van Blokland, ganz uns 
erwartet und offenbar ohne vorher mit einer 
anderen Delegation Kühlung genommen 

haben, am 6. September einen Refolutions- 
entwurf in der Dölferbundsverfammlung ein- 
gebracht, der zu prüfen vorſchlug, ob der Augen⸗ 
blick nicht gekommen ſei, um das Studium der 
Grundſätze wieder aufzunehmen, die die Baſis 
des Genfer Protokolls gebildet haben. Die 
holländiſche Entſchließung endigte mit dem An⸗ 
trag, die Prüfung der weſentlichen Grundſätze 
des Genfer Protokolls erneut aufzunehmen. 
Dieſe überraſchende holländiſche Initiative, die 
von den kleinen Nationen ſehr lebhaft begrüßt, 
von den Engländern aber ſofort recht deutlich 
kritiſiert wurde, brachte die Genfer Atmoſphäre 
in ſtarke Schwingungen. Nun hatte man alſo 
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plötzlich zwei Reſolutions⸗ 
entwürfe: den polniſchen, 
durch das Juriſtenkolle⸗ 
gium umgearbeiteten. und 
den holländiſchen. 

Das Genfer Protokoll, 
das im weſentlichen eine 
franzöſiſche Schöpfung iſt, 
an der der Name Paul 
Boncours haftet, und das 
auf eine Feſtlegung und 
Garantierung des durch 
den Weltkrieg geſchaffenen 
Status quo für alle Seiten 
hinausläuft, iſt bekanntlich 
am Widerſtand Englands 
geſcheitert, und Chamber- 
lain hielt ihm auf der Döl- 
kerbundsverſammlung des 
Jahres 1924 die Grabrede. 
Der bolländiſche Antrag, 
die Grundgedanken des 
Genfer Protokolls erneut 
zu prüfen, richtete ſich alſo 
direkt gegen England, und 
da Deutſchland das Genfer 
Protokoll, das eine An- 
erkennung der deutſch⸗ 
polniſchen Grenzen bedeu⸗ 


ten würde, natürlich ebenfalls ablehnt, auch gegen Deutſchland, wäh- 
rend er durchaus im Sinne Frankreichs und ſeiner öſtlichen Bundes⸗ 
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genoſſen liegt. Ausſicht 
auf Verwirklichung hat er 
alſo nicht, auch wenn die 
Holländer auf ſeiner Be⸗ 
ratung vor verſammeltem 
Plenum der Dölferbunds- 
verſammlung beſtehen ſollten. 

Kaum hatte ſich die 
Aufregung über den hol- 
ländiſchen Vorſtoß etwas 
gelegt, als man erfuhr, daß 
nun die Polen den von den 
Juriſten ausgearbeiteten 
Entwurf nicht mehr auf⸗ 
rechterhalten wollten und 
ihren eigenen urſprüng⸗ 
lichen Entwurf der Völker- 
bundsverſammlung vorzu- 
legen gedächten. Das ges 
ſchah denn auch durch den 
polniſchen Delegierten, So- 
kal, am 9. d. M. Jetzt 
hatte man es alſo nur noch 
mit einer rein polniſchen 
Initiative zu tun, während 
der von den Juriſten aus- 
gearbeitete Entwurf von 
mehreren Großmächten zu⸗ 


ſammen mit Polen hätte eingebracht werden ſollen und dadurch der 


Annahme ziemlich ſicher geweſen wäre. 
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Der polniſche Antrag, wie 
er jetzt vorliegt, ſagt, „daß 
ein Angriffskrieg in keinem 
Fall als Mittel zur Rege⸗ 
lung von Differenzen zwi⸗ 
ſchen Staaten dienen ſoll, 
und daß er aus dieſem 
Grunde ein internationales 
Verbrechen darſtellt“. Der 
Angriffskrieg ſoll verboten 
und alle Mitglieder dazu 
verpflichtet werden, für die 
Regelung von Fwiſtig⸗ 
keiten jeglicher Art nur 
friedliche Mittel in An- 


ſpruch zu nehmen. Die Bes 


urteilung des polniſchen 
Antrags iſt in England 
und Deutſchland ablehnend, 
und die deutſche Delegation 
hat ihm bereits ein ent- 
ſchiedenes Nein entgegen- 
geſetzt. Er ift der Der- 
ſuch Polens, über den Döl«- 
kerbund eine Garantie fei- 
ner Grenzen zu erhalten. 


Eine franzöſiſche 
Feitung ſchrieb zu 
dem polniſchen 
Vorſchlag, die Po⸗ 
len wollten da⸗ 
durchendgültig die 
Tür für jede Mög- 
lichkeit einer Revi- 
ſion der Grenzen 
ſchließen und die 
ganze Welt ver- 
anlaſſen, einer rein 
polniſchen Politik 
zu dienen. — Im 
übrigen ſprach 
man bisher in 
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gren, der däniſche 
Außenminiſter Moltſen, der holländiſche Außenminiſter Beelaert 
van Blokland und der ungariſche Vertreter Graf Apponyi bezeichneten 
die Abrüſtungsfrage als die Kernfrage des Völkerbunds und 
forderten, daß den Worten endlich Taten folgen ſollten. Reihs- 
miniſter Streſemann, deſſen 
großangelegte Rede nicht 
nur den Beifall der Völker- 
bundsverfammlung, ſon⸗ 
dern auch den der Preſſe 
der ganzen Welt gefunden 
hat, hat auf dieſes Pro- 
blem ebenfalls in dringlich⸗ 
fter Weiſe hingewieſen. Er 
bezeichnete die Abrüſtung 
als den Prüfſtein für die 
moraliſche Exiſtenzfähigkeit 
des Dölkerbunds, deſſen 
Zukunft von der allgemei⸗ 
nen Abrüſtung abhinge. 
Er erinnerte an das der 
welt feierlich gegebene 
Wort, daß die Abrüſtung 
der im Kriege unterlegenen 
Nationen die Doraus- 
ſetzung für die kommende 
allgemeine Abrüſtung ſein 
ſolle. Dieſe Kernfrage des 
Völkerbundes iſt für das 
deutſche Volk tatſächlich eine 
Lebensfrage. Hoffen wir, daß 
die diesjährige Völkerbunds⸗ 
verfammlung ihre Der- 
wirklichung näherbringt. 
Reichsminifter Streſemann machte in feiner Rede unter dem Beifall 
des ganzen Hauſes die Mitteilung, daß Deutſchland der Fakultativklauſel 
des Haager Schiedsgerichts beitrete. Das bedeutet, daß Deutſchland ſich 
verpflichtet, künftig bei Streitigkeiten rechtlicher Art mit Staaten, die dieſe 
Fakultativklauſel ebenfalls angenommen haben, ohne weiteres fih dem 
Schiedsſpruch des Haager 
Schiedsgerichtshofs zu unter- 
werfen. Deutſchland iſt die 
erſte Großmacht, die ſich dazu 
entſchließt, da die Unterſchrift 
Frankreichs bis her nicht ratiſt⸗ 
ziert worden iſt. Deutſchland 
hat damit auf dem Wege zur 
Schiedsgerichtsbarkeit einen 
wichtigen Schritt getan. 
Er hat auch in der Preſſe 
Frankreichs, Englands und 
der kleinen Staaten Euro- 
pas allgemeine Anerkennung 
gefunden, und es ift ſehr richti 
ervorgehoben worden, daß 
eutſchland damit das einzige 
pofitive Ergebnis herbeige 
führt hat, das in Genf bisher 
erzielt wurde. Jedenfalls hat 
Deutſchland gen Willen 
zum Frieden durch den Bei- 
tritt zur Fakultativklauſel des 
Haager Schiedsgerichts durch 
eine Tat bekräftigt, während 
man diesmal in Genf bisher 
nur Worte vernommen hat. 
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Am 51. Auguſt d. J. iſt das dritte Jahr des Sachverſtändigen⸗ 
plans abgelaufen. Deutſchland hat während dieſes Jahres 1500 Mil- 
lionen Gm. in die Kaffe des Generalagenten für Reparations⸗ 
zahlungen abgeführt. Angeſichts dieſer gewaltigen Leiſtung, in der 
500 Millionen GM. freiwillige Dorleiftungen auf Grund des Ab- 
kommens über die Ablöſung des ſogenannten kleinen Beſſerungs⸗ 
ſcheins enthalten waren, ſollten alle Kritiken an der deutſchen 
Keparationspolitik zunächſt einmal verſtummen. Die innere Finanz-, 
Kredit- und Wirtſchaftsgebarung ift Deutſchlands eigene Angelegen⸗ 
heit, auch nach dem Dawesplan. Die Kritifer des Auslandes ſollten 
ſich daher bemühen, zunächſt den Tatſachen gerecht zu werden, die 
den Gegenſtand unſerer eigentlichen Verpflichtungen bilden. Wenn 
ihre Kritik im übrigen von dem weiteren Gedanken geleitet iſt, der 
dem Sachverſtändigenplan zugrunde liegt — Befriedung der 
Reparationsfrage und der Weltwirtſchaft —, fo ift fie willkommen, 
andernfalls empfinden wir ſie als ungerechte Nörgelei; das ſollte vor 
allem auch der deutſche Reparationskritiker, dem — wie jedem Deut⸗ 
ſchen nun einmal — das Nörgeln ganz beſonders liegt, beherzigen. 

Wenn wir uns einen Begriff von der Größenordnung der 
bewirkten Leiſtung machen wollen, ſo müſſen wir ſie ins Verhältnis 
zu unſeren täglichen Bedürfniſſen, namentlich denen, die wir ent⸗ 
behren, ſetzen. Jahlenvergleiche find aſtronomiſch und trügeriſch, 
3. B. die häufig angewandte Relation zwiſchen Reparationsleiftung 
und Volkseinkommen. Prüft man dagegen, was dem einzelnen nach 
Abzug aller öffentlichen inneren Laſten noch zum eigenen Verbrauch 
übrig bleibt, bedenkt man, daß die Reparationslaft direkt und indirekt 
von den breiteſten Maſſen getragen wird — wie dies volkswirtſchaft⸗ 
lich auch nicht anders möglich iſt — und ſetzt man das dem einzelnen 
danach belaſſene ins Verhältnis 
zu den auf ihn fallenden Re⸗ 
parationslaſten, ſo wird die 
Schwere des Aufbringungspro- 
blems verſtändlicher. Einwand- 
freie Unterlagen zur Berechnung 
ſolcher Vergleiche fehlen leider 
z. St. wie im Ausland auch in 
Deutſchland. Unvollkommene Be⸗ 
rechnungen dieſer Art ſind aber 
noch immer jenen oberfläch⸗ 
lichen Berechnungen vergleichen⸗ 
der Steuerbelaſtungen vorzu- 
ziehen, wie ſie z. B. in England 
beliebt find, wo man mit dem 
Vergleich zwiſchen der engliſchen 
Staatsſchuld und den deutſchen 
Reparationslaften die höheren 
Laſten des engliſchen Senſiten 
beweiſen will, ohne den Leſern 
klarzumachen, daß es ein ganz anderes Problem iſt, innere Schulden 
zu tilgen als Mittel aufzubringen, die der heimiſchen Wirtſchaft end⸗ 
gültig entzogen werden, ihr unmittelbar alfo überhaupt keinen er- 
neuten Nutzen bringen können. Die Größe unſerer Leiſtung muß 
aber ſelbſt unſeren Gläubigerländern imponieren, namentlich den 
Schuldnern Amerikas, die insgeſamt nur etwas mehr als die Hälfte 
der deutſchen Leiſtung an ihr Gläubigerland abgeführt haben und 
trotzdem jedes für ſich in Anſpruch nehmen, daß die Laſt der äußeren 
Schuld zu drückend jei. Auf dieſen Fuſammenhang hat übrigens — 
entgegen der bisherigen Haltung der amerikaniſchen Regierung in der 
Schuldenpolitik der Staatsſekretär Mellon mit den — von Eng- 
land fo ſtark befehdeten — Worten hingewieſen, die alliierten Haupt- 
ſchuldner erhielten durch die Reparationsleiftungen Deutſchlands 
mehr als genug, um ihre Schulden an Amerika (Frankreich und 
Italien auch noch ihre Schulden an England) zu bezahlen, und damit 
gleichzeitig aufs deutlichſte das ſtarke wirtſchaftliche und politiſche 
Intereſſe bekundet, das das größte Gläubigerland, Amerika, als 
letztes Empfangsland der Reparationen, an dem Funktionieren des 
Sachverſtändigenplans hat. Wenn auch der Eingang der Zahlungen 
der Schuldnernationen rein zahlenmäßig betrachtet für Amerika, an 
dem Geſamtvolumen der Produktion und des Warenumſatzes ges 
meſſen, keine bedeutſame Rolle ſpielt — wieweit fih die Hahlungen 
letzten Endes wirtſchaftlich als Vorteil auswirken werden, bleibt erft 
abzuwarten —, ſo bedeuten ſie jedenfalls nach übereinſtimmender 
meinung der Schuldnerländer eine ſchwere drückende Laſt der 
letzteren. Dies gilt ganz beſonders für Deutſchland, das den Krieg 
verloren, keine wirtſchaftlichen Hilfsmittel oder zahlende Schuldner 
wie die Alliierten hat und nach den verheerenden Wirkungen der 
Inflation unter ungeheuren Schwierigkeiten einen dauerhaften 
Wiederaufbau ſeiner Geſamtwirtſchaft erkämpfen muß. Dieſer 
Wiederaufbau, der in hohem Maße von der raſchen Bildung von 
Eigenkapital abhängt und der allein die Grundlage für das 
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Funktionieren des Sachverſtändigenplans bilden kann, wird natur- 
gemäß ſtark durch den fortwährenden Aderlaß beeinträchtigt, den die 
Aufbringung und Entziehung der Reparationsbeträge verurſachen. 
Hierüber dürfen wir uns auch nicht etwa durch die Blüte täuſchen 
laſſen, die die gegenwärtige Wirtſchaftskonjunktur erſcheinen 
läßt. Es iſt klar, daß dieſe Konjunktur (ebenſo wie der Transfer 
der Reparationsleiſtungen) in beträchtlichem Umfange durch die 
Auslandsanleihen beeinflußt worden iſt, die Deutſchland in der 
letzten Seit hereingenommen hat. Die volkswirtſchaftliche Be- 
rechtigung der ausländiſchen Kapitalzufuhr überhaupt iſt, angeſichts 
unſerer beſonderen Lage, wohl von niemand ernſtlich beſtritten. 
Dieſe Anleihen ſind jedoch nicht allmählich, ſondern ruckweiſe und 
in verhältnismäßig kurzen Zeiträumen aufgenommen worden; ihr 
Umfang iſt beträchtlich, namentlich befinden ſich unter ihnen große 
Mengen kurzfriſtiger Anleihen, die ein ſtarkes Element der Unficher- 
heit ſchaffen. Wie und aus welchen Mitteln die Verzinſung und 
Rückzahlung dieſer Anleihen zuſammen mit den Reparations- 
leiſtungen erfolgen foll, wenn der normale Kapitalzufchußbedarf be» 
friedigt ift, läßt fih zur Feit noch nicht fagen, Wie dem aber auch 
fei, es mag ſchon heute fraglich erfcheinen, ob die gegenwärtige 
Konjunktur eine echte iſt, die Kichtigkeit dieſes Zweifels wird 
allerdings erſt an der Steilheit und Tiefe des abgleitenden 
Schenkels der Konjunkturkurve erkannt werden können. Ebenſo⸗ 
wenig läßt ſich heute ein zuverläſſiges Urteil darüber fällen, 
wieweit die Aufbringung der Reparationslaſten aus echten 
(inneren) Überfchüffen, wieweit aus Einkommen, wieweit aus der 
Subſtanz bewirkt worden iſt. Die Tatſache, daß der Haushalt im 
abgelaufenen Reparationsjahr 700 Mill. (einſchließlich 290 Mill. 
Beförderungsſteuer), die Indu⸗ 
ſtrie 250 und die Eifenbahn 
550 Mill. ohne äußerlich zutage 
tretende Schwierigkeiten aufge- 
bracht haben, beſagt noch nichts 
darüber, inwieweit ein echter 
Produktionsüberſchuß im Sinne 
des Sachwverſtändigenplans vor- 
gelegen hat. Dergegenwärtigt 
man fih, daß wir bisher wid- 
tige innere Lebensbedürfniſſe in 
Ermangelung von Mitteln un- 
befriedigt laſſen mußten (3. B. 


ausreichende Beamtengehälter), 
daß die Eifenbahntarife noch 
als zu drückend empfunden 


werden und die Induſtrie in 
ihrem Exiſtenzkampf durch dieſe 
Tarife, zu hohe Steuern und 
die beſondere von ihr zu 
tragende Reparationsauflage ſtark gehemmt wird, jo können wir 
eher davon ausgehen, daß der äußerliche Erfolg der Aufbringung 
noch recht weit von den eigentlichen Vorausſetzungen des Sach 
verſtändigenplans entfernt ift. 

Nicht viel anders ſteht es mit der anderen Seite des Problems, 
der Übertragung. Der Abſchlußbericht des Generalagenten 
weiſt einen zur Übertragung im dritten Reparationsjahre verfügbaren 
Betrag von rd. 1574 Mill. GM. auf, von dem rund 1589 Mill. 
„übertragen“ wurden. Die Differenz mit 185 Mill. blieb als Beſtand 
in feiner Kaffe. Gegenüber dem Vorjahre find aljo rd. 200 Mill. 
mehr übertragen worden, während die deutſche Mehrleiſtung fajt 
500 Mill. ausmachte. In den „Übertragungen“ ſind wiederum eine 
Reihe von Fahlungen für Leiſtungen im Inlande enthalten, wie der 
Diskont für die monatlichen Vorauszahlungen der Reichsbahn 
(6,5 Mill.), ein Teil der Uommiſſionskoſten (rd. 7 Mill.) und die 
Beſatzungskoſten (75,5 Mill.), die mit 12,5 Mill. unter dem ent⸗ 
ſprechenden Aufwand des Vorjahres blieben. Die Zahlungen in 
Deviſen ſind ſtark geſtiegen. Die engliſche Reparationsabgabe brachte 
mit 250,6 Mill. rd. 50 Mill., die franzöfifche mit 59,5 rd. 18 Mill. 
mehr; der Anleihedienſt fan? dagegen (auf 91,5 Mill.), die Kom- 
miſſionen erforderten nur rd. 5 Mill. Ferner wurde eine Zahlung 
von 5 Mill. für Rechnung Englands an Deutſchland zwecks Aus- 
zahlung von Guthaben deutſcher Kriegsgefangener geleiſtet. Die 
Dereinigten Staaten erhielten erſtmalig 55 Mill. auf ihre 
Beſatzungskoſtenforderung und 40 Mill. auf Grund des Sonder- 
abkommens über ihren 2% Anteil. Endlich wurde ein ſogenannter 
freier Bartransfer von 200 Mill. vorgenommen. Dieſe Deviſen⸗ 
zahlungen machen zuſammen mit einigen kleineren Zahlungen 
rd. 685 Mill. aus und überſteigen die entſprechenden Zahlungen des 
Vorjahres um rd. 250 Mill. Hierzu tritt aber ferner noch der 
Gegenwert der nicht zuſätzlichen Sachlieferungen, d. h. derjenigen 
Sachleiſtungen, die von Rechts wegen nicht im Wege der 
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Reparationsausfuhr, ſondern der normalen Handelsausfuhr bewirkt 
werden müßten. (Entſprechend dem Grundſatz, daß wir nur aus 
Ausfuhrüberfhüffen Reparationen leiſten können und ſollen, müßten 
in erſter Linie die Sachleiſtungen zuſätzliche Ausfuhr ſchaffen.) Ihr 
Anteil iſt zwar ſchwer zu ermitteln, aber ohne Sweifel ſehr erheb⸗ 
lich, nach franzöſiſchen Meinungen ſogar überwiegend. Dieſe Sach⸗ 
lieferungen hätten uns normalerweiſe Deviſen eingebracht, auf die 
wir nunmehr verzichten mußten. Alles in allem ergibt ſich ſo im 
dritten Reparationsjahr eine Deviſenleiſtung von vielleicht 900 bis 
1000 Mill. Rm. Die Sachleiſtungen ſind im ganzen trotz erhöhter 
Mittel nicht geſteigert worden, vielmehr von 658 auf 616 Mill. 
geſunken. Selbſt dieſes Ergebnis iſt nur mit äußerſter Anſtrengung 
ſeitens unſerer Gläubiger, namentlich in der letzten Seit, erreicht 
worden. Dabei ſind alle erdenkbaren Mittel, wie größere An⸗ 
zahlungen auf ſpätere Lieferungen, ſchleunige Genehmigung lang 
dekämpfter Objekte, Überleitung normaler Handelsausfuhrverträge 
in Reparationsausfuhrverträge uſw. angewendet worden. 

Da unjere Sahlungsbilanz ihren ſtark paſſiven („geborgt⸗ 
aktiven“) Charakter beibehalten hat — die Handelsbilanz wird im 
dritten Reparationsjahr etwa 5000 Mill. Einfuhrüberſchuß aus- 
weiſen —, ſind dieſe Transferergebniſſe vorwiegend nur mit Hilfe 
der hereinſtrömenden Auslandskredite ermöglicht worden, ein Er- 
gebnis, das keineswegs in der Richtung des Sadwerftändigenplans 
liegt und beweiſt, daß wir dem eigentlichen Kernproblem der ganzen 
Reparationsfrage noch ſehr wenig nahegekommen ſind. Angeſichts 
diefer Entwicklung erſcheint es an fih müßig, gegen einzelne Formen 
des Transfers anzugehen, alſo z. B. den Bartransfer zu verurteilen 
oder das Sachlieferungsgeſchäft zu kritiſieren. Allerdings hat jede 
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dieſer Formen für ſich ihre ſchweren Fehler und Nachteile. Der 
Bartransfer wirkt beſchleunigend auf eine ungünſtige Deviſen⸗ und 
Diskontentwicklung, obwohl gegenwärtig ſeine eigentliche Wirkung 
durch die Auslandsanleihen vielfach verſchleiert wird. Die Sats 
lieferungen wirken namentlich ſchädlich, wenn ſie nicht ſelbſt zuſätz⸗ 
lich oder wenigſtens geeignet ſind, zuſätzliche Abſatzmärkte zu er⸗ 
werben helfen; es iſt daher auch nicht zu beklagen, daß die Er⸗ 
wartungen, die beim Abſchluß des genannten 300⸗Millionen⸗ 
Abkommens über den kleinen Beſſerungsſchein in bezug auf eine 
entſprechende Steigerung der Sachlieferungen geknüpft wurden, nicht 
eingetroffen find. Aber der Hauptfehler unſerer Lage beſteht in dem 
Mangel an Ausfuhrerweiterung und der geringen Ausſicht einer 
durchgreifenden Steigerung des Außenhandelvolumens, wie ſie 
erforderlich wäre, um die den Reparationsleiſtungen entſprechenden 
Überſchüſſe zu liefern. 

Das vierte Reparationsjahr findet uns alſo trotz 
äußerlich günſtigen Scheins in einer recht ſchwierigen Situation. 
Während wir angeſichts der Knappheit des heimifchen Kapitalmarktes 
das heikle Problem der Finanzierung unſeres ſtark angeſchwollenen 
außerordentlichen Etats noch zu löſen und in dieſem Jahr 250 Mill. 
mehr Reparationsleiſtungen als im Vorjahr zu bewirken haben, 
müſſen wir gleichzeitig Vorkehrungen für das Etatsjahr 1928/29 
treffen, in das bereits ſieben Zwölftel des „Normaljahres“, das 
2500 Mill. von uns fordert, fallen. Die auf 1750 Mill. erhöhten 
Leiſtungen des vierten Jahres werden ee die angedeuteten 
Schwierigkeiten nicht einfacher geſtalten. ie Baushaltsleiftungen 
fordern diesmal 790 Mill. (ohne Reſervefonds, mit Beförderungs- 
ſteuer), die Eiſenbahnzahlungen 660 Mill., die Induſtriezahlungen 
500 Mill. Gm. Wie aus dem 
folgenden Kalender hervorgeht, 
find die monatlichen Abführungen 
ebenmäßiger geſtaltet als im Dor- 


T 
Haushaltszahlungen 


Induſtrie 


Be 
Reichsbahn | förderungs- 
t 


ſteuer Haushalt 


Sep. 27 55 000 0000 20 000 000°) 41 666 666 | 67 
D „ 55 000 000 | 24 166 000 41 666 666 | 67 
Nov. „ 55 000 000 | 24 166 000 41 666 666 | 66 
Dez; ý 55 000 000 | 24 166 000 41 666 666 | 67 
Jan. 28 | 55000000 | 24 166 000 41 666 666 | 67 
Feb. „ 55 000 000 | 24 166 000 41 666 666 | 66 
März „ 55 000 000 | 24 166 000 41 666 666 | 67 
Are 55 000 000 | 24 166 000 | 150 000 000 | 41 666 666 | 67 
Hai z 55 000 000 | 24 166 000 41 666 666 | 66 
Juni „ 55 000 000 | 24 166 000 41 666 666 | 67 
SUN 5 55 000 000 24 166 000 41 666 666 | 67 
Aug. „ 55 000000 | 24 166 000 | 150 000 000 | 41 666 666 | 66 
E 55 000 000 | 24 174 000 
Summe: | 715 000 000 | 310.000 000 f 5300 000 000 |500 000 000 | — 


) Schlußzahlungen für das 3. Reparationsjahr 1926/27. 


Die Oſtlocarnofrage in Genf. 


Als der polniſche Außenminiſter Skrzynſki den Entwurf des 
Locarnopaktes nach Haufe brachte, wurde er im polniſchen Sejm von 
verſchiedenen Parteien, insbeſondere von dem rechtsſtehenden Ab⸗ 
geordneten Stronſki, heftig angegriffen, weil in dem Locarnopakte 
inſofern eine verſchiedene Bewertung der deutſchen Weſt⸗ und der 
deutſchen Oſtgrenze enthalten fei, als nur die Weſtgrenze durch einen 
Garantievertrag geſchützt werde. Die polniſche Regierung hat da⸗ 
mals dieſe Angriffe natürlich zurückgewieſen und Polen hat ja den 
Locarnopakt auch ratifiziert. Aber in immer ſtärkerem Maße hat 
fih die polniſche Regierung diefe urſprünglich oppofitionelle Aritik 
an dem Locarnopakt zu eigen gemacht und auf eine Ergänzung des 
Paktes hingearbeitet. Sie ließ dabei außer acht, daß der Locarno- 
pakt in ſeiner Anlage D auch einen deutſch⸗polniſchen Schiedsvertrag 
enthält, der jeden gewaltſamen Derfuch einer Grenzänderung aus- 
ſchließt, und ließ ſich vielmehr völlig von dem in polen weit⸗ 
verbreiteten Mißtrauen treiben, daß Deutſchland eine gewaltſame 
Reviſion feiner Oſtgrenze anſtrebe. 


Die ſchwierigen Verhandlungen zwiſchen Deutſchland und Frank⸗ 
reich über die Auswirkung des Locarnopaktes gaben Polen wieder⸗ 
holt Gelegenheit, den Geſichtspunkt der Sicherheit Polens gegenüber 
Deutſchland unter Ignorierung des deutſch⸗polniſchen Locarno- 
ſchiedsvertrages geltend zu machen, fo bei der Aufhebung der 


jahre. Eine beſondere Lage ſchaffen 
nur wieder die in den Monaten 
April und Auguſt fälligen Indu⸗ 
ſtriezahlungen; ihre Verteilung auf 
gleichmäßige Monatsraten iſt aus 


Geſamtbetrag 
Reſervefonds 


8333 555 33| 125 000 000 — technifchen Gründen nicht möglich. 
8 333 555 55] 129 166 000 | — Den kommenden Schwierig⸗ 
8 555 555 54] 129 166000 | — keiten werden wir entſchloſſen ent- 
8 555 555 55] 129 166 000 | — gegengehen müſſen. Eine Beffe- 
8 555 555 35 129 166 000| — rung unſerer reparationspolitiſchen 
8 555 555 54 129 166 000 | — Lage wird im gegenwärtigen Feite 
8 555 355 35 129 166 000| — punkt und einſeitig kaum durch⸗ 
8 555 555 39 225 166 000) — fetbar fein. elhe Anderungen 
8 555 555 54] 129 16000 — in der internationalen Konftella- 
1 200 000 — 122 052 666 | 67 tion und der wirtſchaftlichen Welt- 
— — 120852666 | 67 auffaſſung die Sukunft bringt, 
— — 270 832 666 | 66 kann niemand wiſſen. Ohne Rüd- 
29 174 000 — An 2 werden wir inzwiſchen 

ee — unſer Baus foweit wie möglich in 
N rE 25 = — Ordnung bringen und die Er⸗ 
— — — kenntnis der wahren wirtſchaft⸗ 

1901 200 000| — lichen Lage Deutſchlands vertiefen 


und verbreiten helfen müſſen. 


Zur Zeitgeſchichee 


Militärkontrolle, dem Streit um die deutſchen Oſtbefeſtigungen und 
neuerdings bei der Frage der Rheinlandräumung. Einige Wochen 
vor der jetzigen Dölferbundstagung ſetzte in der polniſchen und der 
franzöſiſchen Preſſe gleichzeitig eine Agitation in der Frage der 
Aheinlandräumung ein, die von deutſchland für eine Rheinland- 
räumung Sugeſtändniſſe im Intereſſe der Sicherheit Polens und 
Frankreichs forderte, darunter in erſter Linie eine Garantie der 
deutſch⸗polniſchen Grenze. 

Das ift der polniſche Gedanke eines Oſtlocarno. Es ift zu be- 
achten, daß daneben ſchon vor der jetzigen Genfer Völkerbundtagung 
auch andere Pläne eines Oſtlocarno behandelt wurden, insbeſondere 
in der Form von Garantieverträgen der kleinen oſteuropäiſchen 
Staaten mit der Sowjetunion. Aber auch der polniſche Oſtlocarno⸗ 
gedanke hat in Genf völlig andere Formen angenommen. Man war 
ich wohl auf polnifcher Seite im voraus darüber klar, daß man dem 

ölterbund nicht mit dem Plan eines Sonderpaktes wegen der 
deutſch⸗polniſchen Grenze kommen dürfte, einmal, weil, wie am 
nachdrücklichſten der engliſche Außenminiſter Chamberlain betont 
hat, der beftehende Locarnopakt auch für die Oſtgrenzen Deutſchlands 
eine völlige Sicherheit bietet, andererſeits, weil die Erkenntnis der 
Notwendigkeit einer Revifion dieſer Grenze auf friedlichem Wege 
auch außerhalb Deutſchlands immer weitere Fortſchritte macht. Der 
urſprüngliche polniſche Plan in Genf ging daher offenbar dahin, 
einen Nichtangriffspakt für eine größere Zahl ofteuropäifcher Staaten 
vorzuſchlagen und eine verſtärkte Garantie für die deutfch-polnifche 
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Grenze im Rahmen dieſes 
Paktes durch die Feſt⸗ 
legung von Sanktionsmaß- 
nahmen zu erreichen. 
Inzwiſchen hat Polen, 
das nicht ſehr geſchickt ope⸗ 
riert hat, von ſeinem ur⸗ 
ſprünglichen Projekt immer 
weitergehende Abſtriche 
machen müſſen, ſo daß 
ſchließlich nur eine allge⸗ 
meine Reſolution gegen den 
Krieg übrigblieb, was Po⸗ 
len ſchließlich veranlaßte, 
eine Surückziehung feines 
Entwurfs ins uge zu 
faſſen. Die 
der OGſtlocarnofrage in 
Genf wurde dadurch kom⸗ 
pliziert, daß Holland gleich⸗ 
zeitig einen Dorjtoß gegen 
die nach den Völkerbund⸗ 
ſatzungen immerhin be⸗ 
ſtehende Möglichkeit eines 
legalen Krieges machte und 
daß in die ganze Frage 
Verſtimmung der kleinen 
Staaten gegen die Großmächte hineinfpielte. Doch dies find Fragen, 
die über das eigentliche Oſtlocarno⸗Problem ſchon hinausgehen. Dieſes 
Problem wird aber über den Rahmen der deutſch⸗polniſchen Be- 
ziehungen hinaus auch weiter eine Bedeutung behalten, ſolange die 
Tendenzen beſtimmter franzöfifcher Kreiſe, die Sicherheitsfrage in 
den Vordergrund der Diskuſſion zu ſchieben, noch wirkſam ſind. 


Der dritte Genfer Minderheitenkongreß. 


Der dritte Genfer Minderheitenkongreß hat 
mit einer kleinen Senſation geendet: Die polniſche Minder- 
heit in Deutſchland hat ihren Austritt aus dem Kongreß 
erklärt, und die beiden weiteren kleinen Minderheiten in Deutſch⸗ 
land, die Dänen und die Lauſitzer Wenden, die freilich zuvor ſchon 
vollſtändig und blindlings ſich ihrer Führung unterwarfen, mit ſich 
gezogen. So ift die Einheit der Minderheiten — oder der organi- 
ſierten nationalen Gruppen Europas, wie man fagt, um eine Der- 
wechſlung des Begriffs der „Minderheit“ mit dem der „Minder⸗ 
wertigkeit“ zu verhüten — geſprengt und die Wirkung der Kongreß⸗ 
beſchlüſſe auf den Genfer Völkerbund planmäßig und abſichtlich zer⸗ 
ſtört worden. Es hat dem ausgezeichneten, geſchickten und all⸗ 
beliebten Präſidenten Dr. Wilfan, der ja ſelbſt als Slowene ein 
Slawe iſt, nichts genutzt, daß er mit wirklich ausgleichender Gerechtig⸗ 
keit das Szepter führte, daß er auch die Fuwahl eines ruſſiſchen 
Minderheitenführers aus Lettland ins Präſidium durchſetzte. Zwar 
waren jetzt in dieſem Präſidium neben dem Juden Dr. Motzkin, 
dem Katalanen Dr. Maspons i Anglaſell, dem deutſchen 
Dr. Schiemann und dem Ungarn Dr. v. Szüllö die Slawen 
durch drei Zerren vertreten: Außer Dr. Wil fan und dem ruſſiſchen 
Profeſſor Dr. Kurtſchinski durch den Generalſekretär der 
Minderheiten in Deutſchland, den Polen Dr. Kaczmarek, aber 
das hinderte eben dieſe Polen nicht, die Erklärung zu wagen: dieſer 
Kongreß diene nur imperialiſtiſchen Machtzielen der deutſchen 
Gruppen, und die „geſchwächten“ Minderheiten würden hier von den 
„geſtärkten“ und „ſaturierten“ unterdrückt. Und dieſe Erklärung er⸗ 
folgte, nachdem die einzige Abſtimmung, 
die dieſer Kongreß tatſächlich in ſeinem 
Gremium, dem durch je einen Vertreter 
jeder Nationalität erweiterten Präſidium, 
faßte, zu einer brüsken überſtimmung 
gerade der Deutſchen geführt hatte. Und 
dieſe kühne Behauptung wagten eben die⸗ 
ſelben Polen, obwohl ihnen bekannt iſt, daß 
im Kongreß überhaupt nur nach Natio- 
nalitäten abgeſtimmt wird, ſo daß die mit 
zehn Delegationen aus den verſchiedenen 
Ländern anweſenden Deutſchen, die doch 
rund 8 Millionen Staatsbürger vertreten, 
auch nur eine Stimme haben, genau fo, 
wie 3. B. das Pleine Häuflein der Dänen 
in Deutſchland oder der Lauſitzer Wenden. 
Freilich war dieſer polniſche Austrittsakt 
ſchon längſt vor dem Kongreß eine be⸗ 
ſchloſſene Sache. War doch der jetzt allmächtig 
gebietende Führer der Polen in Deutſch⸗ 
land, der preußiſche Landtagsabgeordnete 
Baczewſki, der den früheren polniſchen 
Vertreter in Genf, den ſehr vornehmen und 
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1 Dresden. 
kirche. Die Silhouette des Barocks. 
Pathetiſche Gliederung. 


Blick auf die Frauen- 


16 


Entwicklung 


Die Schloßtirche in Oresden; vor der Auguftus- 
brücke. Oramatiſche Höchſtleiſtung des Barocks. 
Die Kirche als Blicpunkt, die lange Achſe der Brücke. 
Der dröhnende Zuſammenſtoß von Bertikaler und 
Horizontaler. 


allſeitig geſchätzten Grafen 
Sierakowſki, längſt 
an die Wand gedrückt hat, 


vor dem Kongreß nach 
Warſchau gefahren und 
hatte dort — für einen 


Führer der Minderheiten- 
ſache eine gewißlich er⸗ 
ſtaunliche Leiſtung! — offen 
zu Repreſſalien, zur Schlie⸗ 
ßung deutſcher Schulen in 
Polen, aufgefordert, um 
dadurch die Offnung pol- 
niſcher Schulen in Deutſch⸗ 
land zu erzwingen! Es 
half dem Kongreß alſo ſehr 
wenig, daß er ſich bemühte, 
den Polen und den durch 
ſie geführten Gruppen in 
jeder Weiſe entgegenzu⸗ 
kommen. Ein Mißtrauens- 
votum gegen den verdienten 
Begründer und General- 


8 į Ameritanifhes Rathaus. Das Herr- 
3 8 A a 17 oaftefombet der modernen Welt; 


x 0 e u en über die hohe Stadt. Im 
das höchft lächerlich begrün ⸗ ittelpuntt zahlreicher Zugangs achſen. 
det war, lehnten freilich die Machtſymbol be Ea Aries und ber 
übrigen Gruppen entſchie⸗ ` 
den und übereinſtimmend 3 - 
ab, ſchon ehe es zur Behandlung kam, fo daß man polniſcherſeits zu- 
rückzuckte. Auch die ſchwierige Frage der Kultur autonomie 
in Kärnten konnte durch ein Kompromiß zur allſeitigen Befriedi⸗ 
gung noch gelöſt werden: Man ſprach aus, daß man dafür dankbar 
ſei, wenn in dem bekannten Kärntner Geſetzesantrag auf die Genfer 
Hongreſſe als Rechtsquelle Bezug genommen werde, daß aber eine 
Kulturautonomie ſchon in der Vorbereitung Sufammenarbeit zwiſchen 
mehrheit und Minderheit zur Se de habe und daß eine 
Kulturautonomie im Sinne der Beſchlüſſe des zweiten Genfer Kon- 
greſſes nur mit Fuſtimmung und Billigung der davon berührten 
Minderheit Geſetz werden folle: Die eigentliche Sprengung wurde 
dann äußerlich durch die Frieſenfra ge herbeigeführt: Der 
vorige Kongreß hat eine Kommiſſion zur Prüfung der Frage ein- 
geſetzt, ob die Frieſen in Deutſchland, deren nationale Eigentümlich⸗ 
keit ja niemand leugnet, eine Minderheit im Sinne dieſes Kongrefies 
find, d. h. ob die Mehrheit in dieſer „Minderheit“ jo viel „Minder⸗ 
heitengefühl“ und „Minderheitenbewußtſein“ beſitzt, fih in Genf ver- 
treten laffen zu wollen. Es ift einwandfrei feſtgeſtellt, daß dem nicht 
fo iſt. Die erwähnte Kommiffion hat, was leider richtig ift, nichts 
geleiftet. Die Polen wollten die Frieſen erneut präſentieren, die 
Deutfchen weigerten fih, fih diefe neue Minderheit aufdrängen zu 
laſſen und betonten, die Aufnahme könne eher ſchaden als nützen, 
denn das führe zu einer Atomiſierung der Staaten in Minderheiten 
und werde die Großmächte und den Völkerbund nur erneut ſtutzig 
werden laffen. Dagegen war die Kongreßmehrheit bereit, die Ukrainer 
aus Polen, die früher nur als „Beobachter“ auf dem Mongreß waren, 
jetzt aber die zur Aufnahme nötige „Lopalitätserklärung“ gegenüber 
ihrem Staatsweſen in irgendeiner Form abgeben wollten, aufzu⸗ 
nehmen. Ebenſo lagen noch Aufnahmegeſuche der Mazedonier, der 
Juden aus Öjterreich, der Litauer aus Deutſchland vor. Schließlich 
einigte man fih in der Kommiffion darüber, überhaupt nie- 
manden aufzunehmen, weder die den Polen unangenehmen 
Ukrainer noch die Frieſen. Man beſchloß, dem ganzen Kongreß eine 
feſtere Derfaffung und Satzungen zu geben, 
in denen auch geſagt werden ſolle, was 
überhaupt eine Minderheit fei. Der Aus- 
ſchuß ſolle dieſe Satzungen vorberaten und 
einſtweilen in Wirkſamkeit ſetzen, der 
nächſte Kongreß ſolle ſie dann beſtätigen 
und die Neuaufnahmen gemäß den Sağun- 
gen vollziehen. Das war das einzig Rih- 
tige. Und doch platzte die Bombe und die 
Polen traten mit ihren Anhängern aus — 
wohlgemerkt, nicht auch die Polen in 
Litauen, die ſich nur zurückhalten zu 
wollen erklärten! —, eben weil ihre 
Sprengabſichten ſchon längſt beſtanden 
hatten und anſcheinend von zwei anwejen- 
den hohen Funktionären des Warſchauer 


N 


Außenminiſteriums auch kräftig genährt 
wurden. 
So kam es zu dem Theatercoup, 


nicht ohne daß die übrigen Minderheiten 
einheitlich und geſchloſſen ihrem Präſi⸗ 
denten ihr Vertrauen votiert und ihrer 
feſten Abſicht, die Kongreßarbeit als ſolche 
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auch ohne Polen aufrecht- 
zuerhalten, Ausdruck ge⸗ 
geben hatten. So bleibt der 
Kongreß als eine platt- 
form der in ihrer perſön⸗ 
lichen und geſellſchaftlichen 
Freiheit unterdrückten Min- 
derheiten Europas beſtehen, 
er bleibt als ein alljährlich 
an das Weltgewiſſen appel⸗ 
lierender Kämpfer nicht 
gegen die Souveränität 


und das politiſche und 
wirtſchaftliche Wohl der 
Staaten, ſondern für das 
friedliche und freie Zus 


ſammenleben der verſchie⸗ 
denen Nationalitäten inner- 
halb eines Staatsweſens, 
er bleibt als ein Mahner 
zur friedlichen Verſtändi⸗ 
gung der auf Europas 
engem Raum zuſammen⸗ 
gedrängten vielen Völker 
und Raſſen. : 

Kongreßarbeit trat hinter dieſen 
äußeren Senſationen etwas zurück. Vielleicht aber doch weniger, 
als das nach außen hin ſo ſcheinen möchte. Die Unterrichtung der 
Weltpreſſe über die eigentliche Kongreßarbeit weiſt eben vorläufig 
noch ihre Mängel auf, in den Vollſitzungen pflegt alles in voller 
Harmonie und Friedlichkeit vor ſich zu gehen, während man die wirk⸗ 
lichen und ſo natürlichen Meinungsverſchiedenheiten nach Völker- 
bunddiplomatie hinter verſchloſſenen Türen 
austrägt. Das ift auf die Dauer unmög⸗ 
lich, und man wird ſich zu überlegen 
baben, ob man das Gremium und die 
Ausſchüſſe nicht einer, wenn auch be⸗ 
ſchränkten Offentlichkeit zugänglich wird 
machen müſſen, ſoll das Weltintereſſe an 
der Kongreßarbeit erhalten bleiben. 

Der Kongreß hat die Arbeit früherer 
Jahre vertieft und erweitert. Er hat vor 
allem eindringlich darauf hingewieſen, daß 
die nationale Unduldſamkeit der Stärkeren 
gegenüber den Schwächeren, der Mehr- 
heiten gegenüber den Minderheiten, kriegs⸗ 
fördernd wirkt und daß eine Weiterführung 
der heutigen Politik unweigerlich zu neuen 
europäiſchen Exploſionen drängt; er hat 
wiederum feſtgeſtellt, daß die heiligſten 


1 8 Schema für den Schnellverkehr. 
Unter der Erde, in Etagen geordnet. 


Die eigentliche 


Deutſchland waren gegen 50 Parlamentarier erſchienen, die ſämtlichen 
Parteien des Reichstags mit Ausnahme der Kommuniften und der 
Völkiſchen angehörten. Auf der Tagesordnung der Konferenz ſtanden 
eine Anzahl wichtiger Fragen, wie die Abrüſtungsfrage und die 
Kodifikation des Völkerrechts. Die franzöſiſche Regierung hatte für 
die Konferenz das Sitzungsgebäude des Senats, das Palais du Luxem- 
bourg, zur Verfügung geſtellt und für die Beſtreitung der durch die 
Konferenz entſtehenden Koften einen Kredit von 300 000 Franken, 
was etwa einem Kaufwert von 100 000 M. entſpricht, ausgeworfen. 
Vorſitzender der Tagung war der franzöſiſche Senatspräſident 
Doumer. Bei der Eröffnung hielt der franzöſiſche Minifterpräfident 
Poincaré eine Rede, in der er den Frieden feierte, die Solidarität der 
Völker betonte und als die Aufgabe der interparlamentariſchen Union 
bezeichnete, zur Beſeitigung des Trennenden zwiſchen den Nationen 
und zur Feſtigung deſſen beizutragen, was ſie einander näher bringt. 
Im Verlauf der Tagung empfing der Präſident der franzöſiſchen 
Republik die Teilnehmer an der Konferenz, und am Schluß gab 
Außenminiſter Briand zu Ehren der Teilnehmer an der Konferenz 
ein Feſteſſen, bei dem er eine große und, was bei ihm ſelten vor⸗ 
kommt, vorher ſchriftlich fixierte, politiſche Rede hielt. 

Die franzöſiſche Regierung hatte der Konferenz ſomit alles Relief 
gegeben, was nur möglich war. Was die deutſche Teilnahme angeht, 
ſo war ſie nicht nur ſehr zahlreich und befanden ſich darunter viele 
der hervorragendſten deutſchen Parlamentarier, ſondern bei den 
Debatten traten die Deutſchen auch ſehr ſtark hervor und hatten mehr⸗ 
fach Gelegenheit, den deutſchen Standpunkt ausführlich zu vertreten. 
Don keiner Seite wurde verſucht, die deutſchen Teilnehmer in irgend⸗ 
einer Weiſe zu beeinträchtigen oder zurückzuſetzen, und es kam 
manchen chauviniſtiſchen Pariſer Zeitungen recht hart an, das fon- 
ſtatieren zu müſſen. Bezeichnend war in dieſem Sinne ein Fwiſchen⸗ 
fall. In einer der erſten Sitzungen der Konferenz polemifierte der 
belgiſche Senator Magnette gegen das Werk des deutſchen parlamen⸗ 
tariſchen Unterſuchungsausſchuſſes „Dölfer- 
recht im Weltkriege“ und ſchlug eine Refo- 
lution vor, durch die die interparlamen⸗ 
tariſche Union erklären ſollte, daß die 
Verletzung der belgiſchen Neutralität ein 
höchſt bedauerlicher und zu verwerfender 
Akt geweſen ſei. Magnette verlangte alſo, 
was auf ſo vielen Konferenzen der Nach⸗ 
kriegszeit als Vorbedingung für die Teil- 
nahme der Deutfchen gefordert worden ift, 
nämlich ein Bekenntnis deutſcher Schuld. 
Immer wieder, ob es nun eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Konferenz, eine internationale 
Studentenkonferenz oder ſonſt etwas war, 
wurde erklärt, man wolle den Deutſchen 
Verzeihung gewähren, wenn fie ihre Reue 
über das 1914 bis 1918 Geſchehene zum 
Ausdruck brächten. In dieſer Linie lag 
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Rechte der Minderheiten, jo das Recht auf 
eigene Sprache und deren Gebrauch, immer 
noch von vielen Seiten mißachtet werden; 
er hat über das Problem verhandelt, in- 5 
wieweit die Übertragung kultureller Rechte auf die Minderheiten und 
ihre Organiſationen ſelbſt, ſei es in Form der Kulturautonomie, fei 
es in irgendwelcher anderen Form, eine Schmälerung der Souveränität 
der Staaten bedeute — was übrigens von deutſcher Seite entſchieden 
verneint wurde, unter ſtarker Betonung der Tatſache, daß die Sou⸗ 
veränitzt eines Staates von allen feinen Bürgern, Mehrheits- un d 
Minderheitsbürgern ausgeht und getragen wird —, und er hat 
ſchließlich über gemeinſame Fragen ſtatiſtiſcher Mindeſtforderungen 
und der Förderung der Nationalitätenkunde im allgemeinen ver⸗ 
handelt. Der Kongreß hat ſchließlich mit hohem Pathos und 
ſchönen Worten — die freilich durch die polniſche Aktion hinterher 
etwas grauſam illuſtriert wurden — die Minderheiten ſelbſt zur Einig⸗ 
keit untereinander ermahnt, er hat ihnen, ſofern ſie zu mehreren in 
einem Staatsweſen zuſammenwohnen, Fuſammenarbeit, gemeinſames 
parlamentariſches Dorgehen, friedliche Derjtändigung auch ihrer 

reſſe uſw. empfohlen, und er hat, als wichtigſtes, in den Tagen 
inniger Zuſammenarbeit das gegenſeitige Sichkennenlernen der Ruſſen 
und Polen, Juden und Ungarn, der Deutſchen und der Slowenen, der 
Katalanen und der Dänen und wie fie alle hier beiſammen waren, 
gefördert. Wenn die Staaten, in denen die vielen Minderheiten 
wohnen, aus dieſer Kongrefarbeit die richtige politiſche Lehre 
ziehen und wenn die Minderheitenführer ſelbſt ſich vornehmen, noch 
ernftlicher als bisher auch ihren Muttervölkern, ſoweit fie ſelbſt 
Staaten bilden, zuzureden, die Lehren der Genfer Tage zu beherzigen, 
dann werden die Genfer Minderheitenkongreſſe auch ein gutes Stück 
zur Förderung des Weltfriedens beizutragen vermögen. 


Dr. Fritz Wertheimer. 
; Die Konferenz 
der interparlamentariſchen Friedensunſon in Paris. 


Dom 25. bis 30. Auguſt fand in Paris die 24. Jahreskonferenz 
der interparlamentariſchen Friedensunion in Anweſenheit von etwa 
400 Parlamentariern aus 35 verſchiedenen Staaten ſtatt. Aus 
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der Reſolutionsvorſchlag von Magnette. 
Es war bezeichnend für die Situativn, daß 
der Antrag Magnettes zuerſt einer Kom- 
miſſion überwieſen wurde und dann in der 
Derjentung verſchwand und an feiner Stelle eine allgemein gehaltene 
Erklärung trat, die keinerlei Vorwurf gegen Deutjchland enthielt 
und zu der ſich die Deutſchen ſo gut wie alle andern bekennen 
konnten. daß dieſer Vorgang von der nationaliſtiſchen Preſſe 
Belgiens und Frankreichs mit Entrüſtung und Betrübnis verzeichnet 
und kommentiert wurde, iſt erklärlich. Denn er zeigte, daß man 
heute auf internationalen Konferenzen den Deutfchen volle und ab- 
ſolute Gleichberechtigung ſelbſtverſtändlich nicht mehr beſtreiten kann. 
Don den Debatten der Konferenz find einige Punkte beſonders her⸗ 
auszuheben, vor allem das Rededuell zwiſchen dem deutſchen Reihs- 
B Löbe und Profeſſor Schücking, dem bekannten deutſchen 
Voͤlkerrechts lehrer 
einerſeits und dem 7 
franzöfifhenSena- 
tor de Jouvenel 
N Löbe 
feierte das Werk 
von Locarno als 
einen Fortſchritt 
für die Konſolidie 
rung des Friedens, 
bedauerte, daß auf 
dieſem Wege ein⸗ 
Stillſtand einge⸗ 
treten ſei, wandte 
fih gegen das Mif- 
trauen, das ſchlim⸗ 
mer ſei als der 
Haß und trat für 
baldige Räumung 
des Rheinlandes 
ein. In feiner Ant- 
wort an Löbe ſagte 
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de Jouvenel, jede Enquete über die Kriegsverantwortlichkeit jei ge⸗ 
fährlich und deswegen ſeien die Unterſuchungen des Reichstags dar⸗ 
über abzulehnen. Darauf folgte eine ſcharfe Kritik des Werks von 
Locarno, das zwar in Weſteuropa den territorialen Status quo 
garantiert, für den Often jedoch nicht dasſelbe gebracht habe. Was 
herbeigeführt werden müſſe, ſei eine einheitliche Garantie für alle 
Grenzen Europas. Ferner kritiſierte de Jouvenel unfer Verhältnis 
zu Rußland und bezeichnete ſchließlich die Beſetzung des Rheinlandes 
als die einzige Garantie für den fade in und für die Stabilität in 
Europa, ſolange fich hinter der Faſſade in Locarno noch Zweideutig⸗ 
keit verberge. Profeſſor Schücking gab darauf eine ausführliche und 
vortrefflich formulierte Antwort; er be⸗ 


Verhandlungen kurz rekapitulierte und mitteilte, die belgiſche Re- 
gierung habe ſich zur Führung einer Enquete über dieſe Fragen 
bereit erklärt und die deutſche Regierung ſei damit einverſtanden, als» 
bald in Verhandlungen über die Einſetzung einer unparteiiſchen 
Unterſuchungskommiſſion einzutreten. Dieſes Kommuniqué, aus 
dem hervorging, daß der belgiſche Außenminiſter Dandervelde in der 
Sache die Suftimmung feiner Miniſterkollegen noch nicht erhalten 
hatte, ſchien einen bedeutenden Fortſchritt in der Entwicklung der 
deutſch⸗belgiſchen Beziehungen zu dokumentieren. Bisher hatte die 
belgiſche öffentliche Reinung und die belgiſche Regierung immer un⸗ 
verrückbar an dem Grundſatz feſtgehalten, daß der Bruch der belgiſchen 
Neutralität, die angeblichen deutſchen 


tonte, daß das deutſche Volk den Vorwurf 
der alleinigen Derantwortlichkeit für den 
Weltkrieg als eine Schmach empfinde, und 
das Recht, die Kriegsfchuldfrage weiter 
objektiv zu klären, ſich wahren müſſe. 
Energiſch wies er de Jouvenels Kritik am 
Werk von Locarno und die Verdächtigung 
der deutſchen Politik, af ſie zweideutig ſei, 
zurück, ebenſo die Auffaſſung de Jouvenels, 
daß die Rheinlandbeſetzung eine Sicher⸗ 
heitsgarantie für den „Status quo“ im 
Oſten Europas ſei. In dieſer Debatte 
wurden alfo einige der bedeutſamſten Pro- 
bleme erörtert, und die deutſche Delegation 
hatte Gelegenheit, den deutſchen Stand- 
punkt klar zum Ausdruck zu bringen, der 
ſich dahin präziſieren läßt: 


Kriegsverbrechen in Belgien (Franktireur⸗ 
abwehr) und die Deportationen belgiſcher 
Arbeiter Dinge ſeien, deren völkerrechtliche 
und moraliſche Verurteilung außerhalb 
jedes Zweifels ſtünden, daß alles cause 
jugee ſei, bei der die deutſche Schuld und 
die belgiſche Unſchuld ausgemacht und ent- 
ſchieden ſei. Wenn darüber nun „eine un« 
parteiiſche Unterſuchungskommiſſion“ ein- 
geſetzt werden ſollte, ſo bedeutete das, daß 
der Prozeß, in dem bisher durch den 
Spruch von Derfailles, bei dem die Alliier⸗ 
ten Ankläger und Richter in einer pers 
ſon geweſen waren, wieder eröffnet werden 
ſollte, um diesmal durch ein einwandfreies 
Verfahren Recht und Unrecht feſtzuſtellen. 

Gegen dieſe Ausſicht erhob ſich der 


1. Ein Oſtlocarno ift für Deutſchland 
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durchſetzen. 


2. Das Werk von Locarno muß dem 
franzöſiſchen Sicherheitsbedürfnis genügen, 
weitere Garantien kommen nicht in Frage. 

5. Auf die Rheinlandräumung hat 
Deutſchland nach feinen bisherigen Leiſtungen ein vertragsmäßiges 
Recht, keinesfalls kann die a pung als Garantie für die 
Aufrechterhaltung des Status quo in Gſteuropa betrachtet werden. 

4. Das deutſche Volk lehnt die Derantwortlichkeit für den Welt- 
krieg ab und fordert eine objektive Prüfung der Kriegsjchuldfrage. 
Auch hinſichtlich der Abrüſtungsfrage haben die deutſchen Delegierten 
den deutſchen Standpunkt zum Ausdruck bringen können. Der deutſche 
Delegierte Sollmann wies darauf hin, daß die geiſtige Befriedung der 
welt durch die Tatſache gehindert werde, daß einzelne Völker 
zwangsweiſe abgerüſtet und die andern Völker 
im ſcharfen Wettrüſten begriffen ſeien. Soll- 
mann wies außerdem den von Frankreich in 
die Debatte hineingebrachten Begriff der 
Potentiel de guerre zurück, der die Löſung 
des Abrüſtungsproblems hoffnungslos kom⸗ 
pliziert und dadurch die Abrüſtung verhindert. 

Von Briands Rede am Schluß der Tagung 
iſt beſonders hervorzuheben, daß er das Werk 
von Locarno verteidigte und im Gegenſatz zu 
de Jouvenel darauf hinwies, daß der Vertrag 
von Locarno ſowohl für den Oſten wie für den 
Weften Sicherheitsgarantien biete. Das muß 
man beſonders unterſtreichen gegenüber der von 
franzöſiſcher nationaliſtiſcher und polniſcher 
Seite erhobenen Behauptung, Locarno genüge 
als Sicherheitsgarantie nicht. 

Im ganzen geſegen war die Konferenz der 
interparlamentariſchen Union in Verlauf und 
Wirkung ein günſtiges Ereignis. Außer dem 
perſönlichen Kontakt zahlreicher führender 
Parlamentarier der verſchiedenſten Länder, hat 
ſie vom ſpeziell deutſchen Standpunkt aus 


belgiſche und franzöſiſche Nationalismus 
mit lauter Empörung. Der belgiſche 
Außenminiſter Dandervelde wurde aufs 
heftigfte angegriffen. Es wurde ihm vor- 
geworfen, daß er die beiligſten Rechte 

Belgiens preisgebe, daß er in eine 
tückiſche Falle der Deutſchen gegangen ſei und daß ſeine Miniſter⸗ 
kollegen ihm zeigen müßten, wo der Weg der Pflicht ſei. 
Die franzöſiſche Kechtspreſſe war höchſt aufgeregt. Sie malte die 
Gefahr einer völligen Untergrabung des Derfailler Vertrages an die 
Wand. Mit einer Unterſuchungskommiſſion über die belgiſchen 
Fragen werde es beginnen und mit einer ſolchen über die Kriegs- 
ſchuld frage und § 251 des Derfailler Vertrages werde es enden. 
Deutſchland, das nie ſeine Schuld am Kriege zugegeben habe, werde 
dieſe Frage vor einem internationalen Forum neu aufwerfen und 
damit die ganze Grundlage des Derfailler Der- 
trages umſtoßen mit dem ſchließlichen Ende 
der Reviſion, wenn nicht Annullierung des 
Dawes-Planes, Bald hörte man von einer 
diplomatiſchen Intervention des franzöſiſchen 
Botſchafters in Brüſſel, der gegen Dander- 
veldes Initiative im Namen der franzöſiſchen 
Regierung energiſchen Einſpruch erhoben habe. 
Dandervelde, der bereits zur Dölkerbund⸗ 
verſammlung am 2. September nach Genf 
gereiſt war, wurde zu einem Miniſterrat nach 
Brüſſel gerufen, und das Ende dieſes Miniſter⸗ 
rats war ein Kommuniqué, in welchem die 
belgiſche Regierung erklärte, daß ſie einſtimmig 
die geplante Kommiſſion ablehne, da eine der- 
artige Unterſuchung dazu angetan ſein könnte 
die Leidenſchaften zu erregen und der Befriedi⸗ 
gung zu ſchaden. Das belgiſche Kommuniqué 
ſtellt es außerdem ſo hin, als ob die Initiative 
zur Einſetzung der unparteiiſchen Unterſuchungs⸗ 
kommiſſion von Deutſchland ausgegangen ſei, 
welche Behauptung Reichsminiſter Streſemann 
in Genf ſofort richtigſtellte, indem er darauf 


„ bis fie ſich 


den Dorteil gehabt, in Paris und von der 
Tribüne des franzöſiſchen Senats die deutſche 
Auffaſſung zu einigen der wichtigſten pro- 
bleme der Gegenwart ausführlich und klar 
zum Ausdruck zu bringen. Sehr erfreulich 
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hinwies, daß das Kommuniqué vom 19. Auguſt, 
das den Tatbeſtand richtig wiedergibt, zwiſchen 
beiden Regierungen vereinbart geweſen ſei. 


genügend. micht Gegenwärtig finden in Genf zwiſchen 


war, daß dabei die Dertreter aller deut- 

ſchen Parteien, die für vernünftige Politik überhaupt zählen, in 
engem Einvernehmen blieben und dadurch zum Ausdruck kam, daß 
die Auffaſſung und 1 wie ſie Löbe, Schücking und 
andere vertraten, Auffaſſungen und Forderungen des ganzen deutſchen 
Volkes ſind. & 


Die deutfh-beigifhe Enquetekommiſſion. 


Am 19. Auguſt wurde in Brüffel und Berlin ein zwiſchen der 
belgiſchen und deutſchen Regierung verabredetes Kommuniqus ver- 
öffentlicht, das die zwiſchen beiden Regierungen über gewiſſe Er⸗ 
eigniſſe des Weltkriegs (Bruch der belgiſchen Neutralität, 
Franktireurkriege in Belgien und Arbeiterdeportationen) geführten 
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Belgien und Deutſchland über dieſe Frage 

: weitere Derhandlungen ſtatt, und es wird fich 
zeigen, ob es hinſichtlich der Einſetzung einer unparteiifchen Unter⸗ 
ſuchungskommiſſion über die genannten Fragen noch zu einer Eini⸗ 
gung kommen wird. Die ganze Frage wurde durch die im Laufe des 
Sommers erfolgte Veröffentlichung „Völkerrecht im Weltkrieg, dritte 
Reihe im Werk des Unterſuchungsausſchuſſes“ (Deutſche Verlags- 
geſellſchaft für Politik und Geſchichte, 4 Bände), in Fluß gebracht. 
Gegen dieſes Werk hat die belgiſche Regierung bei Deutſchland 
proteſtiert und hat je ein längeres Memorandum über den Bruch der 
belgiſchen Neutralität, den Franktireurkrieg und die Deportationen 
der deutſchen Regierung übergeben und auch veröffentlicht. Dieſe 
Fragen können nach der 9 5 deutſchen Veröffentlichung nicht 
mehr als erledigte Dinge wie bisher betrachtet werden, da die deutſche 
Veröffentlichung ein ſehr umfangreiches Material enthält, das gegen 
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die belgiſche Theſe ſpricht. Aber die Entwicklung, die die Frage in 
den letzten Monaten genommen hat, zeigt, welche Schwierigkeiten da 
noch beſtehen, welche Widerſtände auf der Gegenſeite ſich ſofort regen, 
wenn ein Anlauf zu objektiver Prüfung und Feſtſtellung der Tat- 
beſtände genommen wird, von denen die Kriegspropaganda unferer 
Gegner im Weltkriege ihren Ausgang nahm. Die politiſche Bedeu⸗ 
tung dieſer Dinge iſt ebenfalls wieder klar in Erſcheinung getreten. 
Auch auf der Tagung der interparlamentariſchen Union in Paris 
ſind dieſe Fragen ja ausführlich beſprochen worden. Deutſchland 
wird nicht ruhen dürfen, bis es eine unparteiiſche Unterſuchung der 
Frage der Verantwortlichkeit für den Krieg und während des Krieges 
durchgeſetzt hat. 


Die Wahlen im Memelland. 


Eine Reihe von führenden Perſönlichkeiten des Memelgebiets 
überreichten dem Völkerbundsrat kurz vor feiner letzten Sitzung eine 
Beſchwerde wegen der Verletzung der Rechte des Mlemellands durch 
die litauiſche Regierung. Zu einer Erörterung dieſer Beſchwerde, 
die Deutſchland als Ratsmitglied aufgenommen hatte, kam es jedoch 
nicht, weil der litauiſche Miniſterpräſident Woldemaras ſich in einer 
feierlichen Erklärung verpflichtete, jeder vertragswidrigen Behand- 
lung der Memelländer ein Ende zu machen, insbeſondere die Neu⸗ 
wahlen des aufgelöſten Landtags im Memelgebiet bis zum 1. Sep⸗ 
tember vornehmen zu laſſen. 


Dieſer Teil der Zufage des litauiſchen Miniſterpräſidenten iſt 
inzwiſchen erfüllt worden. Am 50. Auguſt haben die Neuwahlen im 
Memelgebiet ſtattgefunden. Sie ergaben 
je zehn Abgeordnete für die Volkspartei 
und die Kandwirtichaftliche Partei, drei 
Sozialdemokraten, zwei Kommuniſten und 
nur vier Großlitauer. Gegenüber der 
Wahl zum Landtag im Memelland vom 
Jahre 1925 haben ſich die litauiſchen 
Stimmen von 5000 auf 9000, die litaui⸗ 
ſchen Abgeordneten von zwei auf vier ver⸗ 
mehrt. Dies erklärt ſich ohne weiteres 
durch die Abwanderung von Deutjchen, 
den Wegfall der deutſchen Optanten und 
die Zuwanderung von Litauern, ins⸗ 
beſondere von litauiſchen Beamten, außer⸗ 
dem auch durch Beſchränkungen der 
Wahlagitation durch den im Memelgebiet 
immer noch beſtegenden Kriegszuftand. 
Gegenüber den Wahlen zum Parlament 


Reue polniſche Jollerhöhungen gegen Deutschland. 

Seit die polniſche Regierung im Juni 1925 Einfuhrbeſchränkun⸗ 
gen gegen deutſche Waren verfügte, weil Deutſchland nicht frei⸗ 
willig über den 
Ablauf des ent- 
ſprechenden Der- 
trags hinaus Hoh⸗ 
len aus Polniſch · 

Oberſchleſien 
übernehmen 

wollte, beſteht 
zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Polen 
ein Sollkrieg. 
Dem erſten Schritt 
der polniſchen 
Regierung 
weitere Maßnah⸗ 
men auf beiden 
Seiten gefolgt. 
Polen hatte aber 
hierbei ſtets die 
Führung, zumal 
es feinen Außen⸗ 
handel aus Angſt 
um feine Handelsbilanz einem immer ſchärfer werdenden Protek⸗ 


tionsſyſtem unterworfen hat. 

Für den Fortſchritt der deutſch⸗ 
polniſchen Verhandlungen über den Ab- 
ſchluß eines Handelsvertrages bildete 
dieſer polniſche Protektionismus mit 
ſeiner Spitze gegen Deutſchland natürlich 
eine beſondere Schwierigkeit. Dies trat 
bei der öffentlichen Erörterung hierüber 
bisher weniger in Erſcheinung, weil hier- 
bei vor allem die Niederlaſſungsfragen 
eine Rolle ſpielten. In den Niederlaſſungs⸗ 
fragen iſt man ſich nun in den letzten 
Monaten bei Beſprechungen in Warſchau 
erheblich nähergekommen. Um fo über- 
raſchender und unerfreulicher ift es, daß 
Polen am 26. Auguſt eine Verordnung 
veröffentlicht hat, die die Maximalzölle 
für die Einfuhr aus ſolchen Staaten, die 
keine geregelten Handelsbeziehungen mit 


93 Einfamilienhäufer des amerikaniſchen Mittel- 
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in Kowno vom vorigen Jahre hat die 
Zahl der litauiſchen Stimmen dagegen 
abgenommen. 

Die Wahlen ſind alſo eine erneute 
Beſtätigung des überwiegend deutſchen > 
Charakters des Memellandes. Litauiſche Vertretungen im Aus- 
land haben verſucht, diefe Bedeutung des Wahlausfalls zu bes 
ſtreiten. Wenn fie dabei darauf hingewieſen haben, daß auch Litauer 
für deutſche Kandidaten geſtimmt hätten, ſo beweiſt das aber gerade, 
daß das Gefühl der deutſchen Kulturzugehörigkeit weit in litauiſch⸗ 
ſprechende Kreife hineinreicht, was ja von deutſcher Seite ſtets 
behauptet worden iſt. 

Eine große Fahl von weiteren Beſchwerden des Memellandes 
wird wegfallen, wenn die litauiſche Regierung ihrem Verſprechen 
gemäß das Direktorium des Memellandes jo bildet, daß es das Der- 
trauen des Landtages beſitzt. Dagegen hat die litauiſche Regierung 
inzwiſchen unverſtändlicherweiſe die Beziehungen zu Deutſchland da⸗ 
durch empfindlich getroffen, daß ſie trotz aller deutſchen Gegenvor⸗ 
ſtellungen die ſchon lange angedrohte Ausweiſung von drei reichsdeut⸗ 
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25 Häufergeuppe aus deutſcher Gortenſtadt. 


2 4 Werkſiedelung der Firma Friedrich Krupp in Effen. 


Umbauter Wohnhof. Querlüftung. 
Naum für Kinderſpiel. 2 


Polen haben und polniſche Waren unter⸗ 
ſchiedlich behandeln, erheblich erhöht und 
für bisher zollfreie agrariſche Produkte neue 
Sölle einführt. Dieſe Follerhoͤhungen follen 
E am 26. Dezember wirkſam werden. Es iſt 
keine Frage, und wird zum Teil auch in der polniſchen Preſſe zu» 
geſtanden, daß diefe Verordnung fih vor allem gegen Deutſchland 
richtet und beſtimmt iſt, einen Druck für den ſchnelleren Abſchluß 
der Dertragsverhandlungen auszuüben. Auf deutſcher Seite wird 
man auf dieſe polniſche Unfreundlichkeit zunächſt nicht reagieren. 
Wenn aber im weiteren Verlauf der Verhandlungen ſich die Wirkung 
der neuen polniſchen Verordnung ſtörend zeigen ſollte, ſo muß ſchon 
jetzt feſtgeſtellt werden, daß Polen die Schuld hieran trägt. 


Margarine. 


Kürzlich ging durch die Handelszeitungen die Mitteilung, daß 
im Reichsernährungsminiſterium die Abſicht beftehe, eine Enquete 
über die Überfremdung der deutſchen Ölmühlen 
und der Margarineinduſtrie und die Bedeutung der 
Schutzzölle auf Öle und andere Mlargarinerohftoffe zu veranſtalten. 
Wie über fo vieles, wird auch über diefe Zeitungsnotiz von den 
meiſten Leſern hinweggeflogen worden ſein, obwohl ſich hinter ihr 
ein bedeutſamer wirtſchaftlicher Entwicklungskomplex verbirgt. 

Was geht in der deutſchen Margarine» 
induſtrie vor. 

In der Kriegszeit lag die deutſche Margarineinduſtrie völlig 
ſtill; Marmelade konnte aus inländiſchen Rohſtoffen hergeftellt 
werden. Die Rohmaterialien der Kunjtbutter wachſen in Nord- 
amerika und in ſüdamerikaniſchen Ländern. 

Nach dem Zuſammenbruch wurde das ungeheure Fettmanko in 
der Ernährung des deutſchen Volkes zuerſt durch die amerikaniſchen 
Packerfirmen ausgeglichen. Sie freuten fih Über jede deutſche Be- 
ſtellung, denn ihre Betriebe waren während des Krieges rieſenhaft 
ausgedehnt worden. Aber ſchon in den Jahren 1921 bis 1925 ſiegte 
die europäiſche Margarine wieder über das amerikaniſche Fett. 
Hollands Überfluß ſtrömte nach Deutſchland, die alten Abſatz⸗ 
organiſationen der holländiſch-engliſchen Margarinekonzerne wurden 
ſtändig wirkſamer. Die zunehmenden Schwierigkeiten der Valuta 
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die Entwicklung der deutſchen Margarine⸗ 
induſtrie. Statt des Fertigfabrikats muß⸗ 
ten fo nur die Rohmaterialien im Aus- 
lande gekauft werden 

So wurden aus den rund 90 Mar- 
garinefabriken der Vorkriegszeit raſch 
einige hundert Unternehmungen. Damals 
entſtand der Jagſtfeld konzern, der 
dann wieder zuſammengebrochen iſt, 
Stinnes gliederte ſich die Margarine- 
fabrik Mohr an, und es wurde üblich, 
daß die Maſchinenfabriken den Neubau 
von Margarinefabriken gern übernahmen 
— das Nahrungsmittelgewerbe war ja bei 
der Deviſenzuteilung bevorzugt. (In der 
Seit der ärgſten Deviſenknappheit mußten 
allein für die Margarineinduſtrie täglich 
1.040 000 Goldmark unter allen Umſtänden 
beſchafft werden!) Das waren Regierungs- 
ſorgen, die heute längſt vergeſſen ſind! 

Nach Abſchluß der Inflation begann 
auch in der Margarineinduſtrie der 
große MNonkurrenz⸗Ausſcheidungskampf. Auf Koften der Qualität 
wurde eine Billigkeit vorgetäuſcht, die die Kunden vertrieb 
und die Fahl der Konkurſe ſteigerte. Die großen holländiſch⸗ eng · 
liſchen Konzerne hörten ſehr bald auf, fih weitere deutſche Unter ⸗ 
nehmungen anzugliedern. Die Entwicklung räumte viel beſſer auf, 
als es irgendwelche induſtrielle Maßnahme zu leiſten vermochte. 
Nur auf eines legten fie größten Wert: fie ſuchten die ſichere Herr- 
ſchaft in der deutſchen Olmühleninduſtrie. Das iſt 
ihnen gelungen. Kokosfett, Palmkernfett und Pflanzenfett, die Roh- 
materialien der pflanzlichen Margarine beziehen ſie heute ebenfalls 
aus eigenen Beteiligungen. 

Jetzt find wir ſoweit, daß in Deutſchland rund 70 v. H. des 
Margarinebedarfs von den beiden internationalen Konzernen be⸗ 
friedigt werden, rund 50 v. H. liegen zur Zeit noch bei deutſchen 
Produzenten. Auch ſie ſind, ſoweit ſie weſentliche Erzeuger wurden, 
in einem bedeutfamen Konzern zuſammengeſchloſſen. 

Die ſogenannte unabhängige deutſche Margarineinduſtrie, die 
ſeinerzeit glaubte, durch Zölle auf die Rohmaterialien die holländiſch⸗ 
engliſchen Margarinekonzerne handicapen zu können, hat jetzt gar 
nichts dagegen, daß das Deutſche Reich den umgekehrten Weg ein- 
ſchlägt und die Rohftoffe möglichſt billig hereinläßt. 

Ob die Unabhängigkeit der letzten deutſchen Margarinefabriken 
damit noch gerettet werden kann d 

Die beiden großen holländiſch⸗engliſchen Margarinekonzerne 
find Van den Bergh und Jurgens & Prinzen. Sie um- 
prn nach den Fuſammenſtellungen in der Konzerndenkſchrift der 

eichsregierung die folgenden Unternehmungen: 

Dan den Bergh. Hollandſche Dereenigung tot Erploitatie van 
Margarinefabrieken, Rotterdam. 


I. Perſtellung. 
1. Dan den Berghs Margarine A. G., Berlin. 
a) Max Jebens G. m. b. H., Hamburg. 
b) Blauband G. m. b. H., Berlin. 
c) Sentralerpedition G. m. b. ., Berlin. 
2. Margarinewerke Berolina G. m. b. B., Berlin. 
3. Dan den Berghs Margarine G. m. b. H., Kleve. 
4. Clivia Ölmühle G. m. b. ., Kleve. 
5. Clever Olmühle G. m. b. Ñ., Kleve. 
6. Margarinewerke Wahnſchaffe, Müller & Co. m. b. B., Kleve. 
a) Schmelzmargarinefabrik G. m. b. B., Kleve. 
2. Sana G. m. b. H., Kleve. 
8. Rheinifihe Margarine⸗Geſ. Cron & 
Scheffel m. b. H., Kleve. 
9. Reeſer Margarine⸗Fabrik G. m. b. Å., 
Kleve. 
10. Palma Nährmittelwerke G. m. b. H., 
Kl: 


eve. 

11. Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Margarine⸗ 
werke Dr. Maß Boemer & Co. 
G. m. b. H., Emmerich. 

12. F. Thörls Vereinigte Harburger Öl- 
fabriken A. G., Harburg. 

a) Baumwollſaatölfabrik F. Thörl 
G. m. b. B., Harburg. 

15. Frankfurter Margarine G. m. b. Ñ. 
Frankfurt (Main). 

14. Eſtol A. G., Mannheim. 

15. Biſſinger Olwerke G. m. b. 5. 
Biſſingen (Enz). 

16. Milka Nährmittelwerke G. m. b. H., 
Pratau (Elbe). 
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II. Vertrieb. 

1. Margarine Vertriebs- G. m. b. B., 
Berlin. 

2. Dertriebsgef, Delmenhorſter 
rine⸗Geſ. D. Peterfen G. m 
Delmenhorſt. 

3. Pratana Pflanzenbutter⸗ u. Speifeöl- 
Vertriebs-G. m. b. H., Pratau. 

III. Ausland. 
1. Van den Berghs Ltd., London. 
2. N. V. d. Bergh’s Fabriken, Rotterdam. 
Jurgens. 
I. Inland. 

Deutſche Jurgenswerke A. G., Hamburg. 

1. Jurgens & Prinzen G. m. b. H., Goch. 

2. Niederrheiniſche Glwerke A. G., Goch. 

3. age Margarinewerke G. m. b. B., 
eu 


4. Roſitzki & Witt G. m. b. )., Ottenſen. 

5. Bremer Glfabrik A. G., Bremen. 

6. Olwerke Germania G. m. b. 5, 
Emmerich. : 
7. A. £, Mohr G. m. b. H., Hamburg. 

8. H. Schlink & Co. A. G., Hamburg. 
9. Krog & Ewers G. m. b. H., Altona. 
10. Holſtein⸗OGlwerke G. m. b. Z., Altona. 
11. Bremen⸗Beſigheimer Olfabriken A. G., Bremen. 
a) Verein Deutſcher Glfabriken A., Mannheim. 
: b) Ölfabrit Groß-Gerau A. G., Bremen, 
12. Fettraffinerie A. G., Bremen. 


II. Ausland. 


1. N. V. Anton Jurgens Vereenigde Fabrieken, Oß-Nijmegen. 

Die ſogenannte unabhängige deutſche Produktionsgruppe iſt die 
Speiſefettfabrik Müller Bisher umfaßt fie die folgen⸗ 
den Unternehmungen. 


Marga- 
. d. B. 


„ 


Si 
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Müller, Speiſefettfabrik. 
C. & G. Müller, Speiſefettfabrik A. G., Berlin. 
IJ. Margarineinduftrie. 
1. Weſtfäliſche Süßrahm - Margarine Werke vorm. Julius Eick 
G. m. b. H., Herford. 
„Lüneburger Margarinewerk Union G. m. b. G., Lüneburg. 
„ Ölwerfe Teutonia G. m. b. H., Harburg. 
„Dresdner Speiſefettfabrik A. G., Dölzſchen b. Dresden. 
. Domma Nahrungsmittel, Fabrikations- u. Handels -G. m. b. H., 
Dresden. 
. Margarinewerk Dr. A. Schroeder A. G., Berlin. 


II. Handel. 


Märk. Margarinewerke und Fetthandels⸗G. m. b. H., Berlin- 
Neukölln. 


2. Schlef. Margarine- und Fetthandels-G. m. b. H. i. C., Breslau. 


Im Juni 1927 hat ſich dieſer Konzern noch feſter gefügt. Es 
iſt mit der Margarinefabrik Dr. A. Schröder A. G., der Dresdener 
Speiſefettfabrik A. G. und Domma G. m. b. G, Dresden (Verkaufs- 
geſellſchaft), an denen bisher nur eine Konzernbeteiligung beſtand, 
eine innige Intereſſengmeinſchaft geſchloſſen worden. 
Dieſe organiſatoriſche Maßnahme bringt fabrikatoriſch und beim 
Verkauf mancherlei Vorteil. 
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Die weitere Entwicklung der deutſchen 
Margarineinduftrie ift noch nicht zu über ⸗ 
ſehen. Eben hat in Schweden eine 
völlige Vereinigung der Margarineinduſtrie 
ſtattgefunden. Sie erfolgte unter der füh- 
rung des auch dort mächtigen Dan den 
Bergh-Konzerns, Nur die ſchwediſchen 
Genoſſenſchaften ſind außerhalb dieſer 
neuen Machtbildung geblieben, die prat- 
tiſch in Schweden die Dorherrfchaft des 
holländiſch⸗engliſchen Margarinetruſts fta- 
biliſiert. 

Für Deutſchland haben wir in ganz 
ähnlich gelagerten Induſtrien — Streich“ 
hölzer, Zigaretten — ſchon recht inter- 
eſſante Derfuce, auf geſetzlichem Wege 
oder durch einfache Derwaltungsverfügung 
regelnd einzugreifen; ob die Margarine⸗ 
induſtrie nunmehr der nächſte Produktions- 
zweig wird, bei dem eingegriffen wird, 
ſteht noch offen. 
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Die Geſchichte unferer Welt. Don H. G. Wells, Paul Sjolnay 
Verlag Berlin—Wien—£eipzig, 432 5. 

Dieſes Buch, das vor einigen Jahren in großem Format erſchien, 
wird hier erneut in einer kleinen handlichen Dünndruckausgabe vor⸗ 
gelegt. Der urſprüngliche Bibliothefsband wird hiermit ein leicht 
zu handhabendes Taſchenbuch. Und das iſt gut ſo. Denn das 
Buch, das damals als ein erfter Derfuch moderner univerſalhiſtoriſcher 
Darſtellung der Geſchichte der Menſchheit ein gewiſſes Aufjehen er⸗ 
regte, eignet ſich mindeſtens ebenſoſehr zum zuſammenhängenden 
Studium wie zur ſtückweiſen Lektüre in freien Stunden. Denn es 
iſt ſo viel an originellen Gedanken und 
übergreifenden Konzeptionen hineingeſteckt, 
daß man auch nach dem einmaligen Durch 
leſen immer noch neue Ausblicke und Ein⸗ 
ſichten darin entdeckt. 

Wells macht buchſtäblich den Verſuch, 
eine Geſchichte der bewohnten Erde, von 
der „Schöpfung“ an bis auf den heutigen 
Tag zu geben. Jedes derartige Unter- 
nehmen auf jo knappem Raum hat natür- 
lich feine inneren Bedenklichkeiten. Es fett 
eine ziemliche wiſſenſchaftliche Reife und 
kritiſche Fähigkeit bei dem Leſer voraus, 
denn die Stoffauswahl muß notgedrungen 
perſönliches Gepräge tragen. Hinzu kommt, 
daß Wells ſelbſt kollektiviſtiſch und rationa⸗ 
liſtiſch denkt. Er ift Dogmatiker. Das er- 
öffnet manche neue Reflexe, erzeugt aber doch 
eine gewiſſe Tendenz. Und zwar wird dieſe 


it fortſchreitender Annäherun Ein anderer Bebauungsplan für das gleiche 
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an die Gegenwart immer deutlicher. 
Trotzdem iſt das Buch ein großer Wurf. 
Die erſte Hälfte, etwa bis zur Reformation, 
ift tatſächlich ein glänzendes und groß- 2 
artiges Panorama über die Höhen und Täler unferer Geſchichte bis 
dahin. Dor allem die organiſche Einbeziehung der oſtaſiatiſchen und 
nordafrikaniſchen Geſchichte in die Darſtellung iſt wirklich ein Fort⸗ 
ſchritt über die bisher gewohnte Art unſerer Geſchichtsſchreibung. 
Leider verflacht der Strom der Darſtellung in der fogenannten Neu⸗ 
zeit. Bier ſieht Wells die Dinge doch etwas zu unkompliziert, und 
der Dichter gewinnt hier die Oberhand über den kritiſchen Gelehr- 
ten. In der Gruppierung und Methodik ſchimmern mancherlei 
Anregungen durch Spengler hervor. Aber im Ganzen iſt dies Buch 
auch für den politiſchen Hiſtoriker ein Born neuer Anregungen und 
Erkenntniſſe. S. 


Dr. P. Junker. Geſchichte der volkswirtſchaftslehre. 
Bd. 2 von „Dünnhaupts Grundriſſen“. C. Dünnhaupts Verlag, 
Deſſau 1927. 85 S. 
2,50 RM. 

In gedrängteſter Kürze wird hier 
grundrißartig ein Überblick über die Ge⸗ 
ſchichte der Volkswirtſchaftslehre gegeben, 
der ſachlich orientiert, wenn er auch natür⸗ 
lich ſich auf Auswahl beſchränken muß. 
Das Buch iſt aber trotz der gebotenen 
Konzentration anregend geſchrieben und 
geeignet, das Studium der volkswirtſchaft⸗ 
lichen Lehrmeinungen in ihrem Verlauf 
zu fördern. Umfaſfende Literaturnachweiſe 
und eine Zeittafel des wichtigſten ökono⸗ 
miſchen Schrifttums machen es für Nath- 
ſchlagezwecke wertvoll. 

ranz Oppenheimer. Soziologiſche 

„ De Gefammelte Reden 

und Aufſätze. Zweiter Band. Münden 


Preis geb. 


1927. Herlag ax Hueber. 582 S. 29 2er Srantlin-Part in Bofton. Ein Wopnpart. 
Grüne Räume, Säle, Zimmer, Kammern. Das 
grüne Volkshaus für die Lüftung von Maſſen. 


Die unter dem Titel „Soziologiſche 
Streifzüge” geſammelten Reden und Auf- 
ſätze Franz Gppenheimers, deren erſter 
Band weit über die Fachkreiſe hinaus lebhaftes Intereſſe erweckte, 
liegen jetzt in einem zweiten ſtarken Band vor. Der konſtruktiv 
künne Geiſt dieſes bedeutenden Soziologen ſtellt fih in den 
vorliegenden 28 kleinen Arbeiten, von denen ein Teil 
aktuellen Gegenwartsfragen gewidmet iſt, im weſentlichen 
kritiſch ein. Gerade dieſe Ausführungen über „Sozialismus 
oder Liberalismus“, „Demokratie“, „Nationale Autonomie“, 
„Sur Tendenz der europäiſchen Entwicklung“, „Die neue 
Wirtſchaft“ beanſpruchen unſer ſtärkſtes Intereſſe. Auch die 


Blick in die Bücher 


biographiſchen Eſſais über Schmoller, Wagner, Abbe, Virchow, Karl 
Marx find in ihrer ſcharfen Prägung dem Lefer unvergeßlich. Un- 
vergeß lich aber auch die menſchlich jo tiefen und rührenden Ab- 
ſchiedsworte am Grabe von Paula Dehmel. 


weltgeſchichte als Machtgeſchichte. Don Alexander Car⸗ 
tellieri. Druck und Verlag von R. Oldenbourg, München und 
Berlin 1927. 596 S. 

Der Derfaffer, der als außerordentlicher Profeſſor an der Uni- 
verfität Jena wirkt, behandelt in dieſem erſten Bande einer grof- 
angelegten Weltgeſchichte die Zeit der Reichs ⸗ 
gründungen, und zwar der germaniſchen, 
arabiſchen und fränkiſchen Reichsgründun⸗ 
gen, von der Völkerwanderung bis zum 
Jahre 911. Auf Grund einer eingehenden 
Quellenkenntnis und einer tiefgehenden 
Forſchung unternimmt es der Autor, in 
großen Fügen ein Bild von den Kämpfen 
um das Mittelmeer zu Beginn der neueren 
Geſchichte und vom Werden und Vergehen 
der germaniſchen und arabiſchen Reiche zu 
zeichnen, die dieſer Feit ihren beſtimmenden 
Stempel aufgedrückt haben. Cartellieries Ge- 
ſchichte iſt eine ausgeſprochene Macht⸗ 
geſchichte, er wendet ſich, wie er im Vorwort 
ſagt, an alle, die aus dem Machtwandel in 
älteren Jahrhunderten auch für die Gegen⸗ 
wart fruchtbare Wahrheiten zu ſchöpfen ge⸗ 
willt find. Man muß den Bienenfleiß des 
Verfaſſers anerkennen. Für die Fortſetzung 
des Werkes wird es aber wohl notwendig 
ſein, daß die Ergebniſſe der Forſcherarbeit 
ſtrenger zuſammengefaßt und die über- 
ragenden und gemeinſamen Geſichtspunkte 
der Entwicklung dieſer Jahrhunderte ſtärker in den Vordergrund 
gerückt würden. Ro. 


Ottmar Bühler. Die Reichsverfaſſung vom 11. Auguft 
1919. 2. Aufl. Sammlung: Aus Natur und Geifteswelt, 
32.1004. Verlag B. G. Teubner, Leipzig 1927, 194 S. 

Die zweite erweiterte Auflage dieſes ausgezeichneten ſach⸗ 
lichen Kommentars zur Reichsverfaſſung liegt nunmehr vor. 
Sie iſt gegenüber der erſten Auflage in erfreulicher er 
bereichert worden. Neben einer geſchichtlichen Einleitung, die 
auch die Bismarckſche Verfaſſung von 1871 würdigt und 
auf die Entwicklung der Landesverfaſſungen z. C. eingeht, 
bringt die Schrift jetzt auch noch im Anhang die Geſchaͤfts⸗ 
ordnung des Reichstages und die der Reichsregierung. Tabellen 
über die jetzige Ordnung der Sänder, 
über die Reichskabinette feit 1919 und 
über die Reichstagsparteien erhöhen den 
Wert für den praktiſchen Gebrauch. So 
darf auch die zweite Auflage des 
Bühlerſchen Kommentars als gern ver⸗ 
wendeter, nützlicher Führer durch die 
Reichsverfaſſung begrüßt werden. 


Mannheim. Im Auftrage des Landes- 
vereins Badiſche Heimat herausgegeben 
von Germann Eris Buſſe, 
Karlsruhe 1927. Verlag G. Braun. 
288 S. mit 199 Abb. Preis 6 RM., geb. 
7,50 RM. 

Eine ausgezeichnete Monographie der 
badiſchen Landeshauptſtadt, die unter der 
Mitarbeit hervorragender Sachverſtändiger 
von dem Herausgeber glänzend redigiert und 
abgeſtimmt und vom Verlag in ſchoͤner und 
wirkungsvoller Ausſtattung herausgebracht 
worden iſt. Ein wirkliches Heimatbuch, 
das aber weit über den Kreis der Lands- 
leute hinaus wirkliches Intereſſe beanſprucht. In kurzen, reich 
illuſtrierten Aufſätzen werden Geſchichte, Kultur und Wirtſchaft der 
Stadt, die ane ihres äußeren Bildes, ihr Volkstum, ihre 
Sehenswürdigkeiten, ihr Leben und ihre Arbeit unterhaltfam und 
belehrend geboten, wobei die geſchickte Auswahl der Bilder das Der- 
ſtändnis beſonders unterſtützt. Es ift ein Vergnügen, unter fo be⸗ 
rufener Führung das ſchöne Mannheim und feine hiftorifche, geiſtige 
und wirtſchaftliche Bedeutung kennenzulernen, wofür dem Heraus- 
geber und dem Verleger aufrichtiger Dank gebührt. D. 
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Die Stuttgarter Weißenhof Siedelung. 


Ein praktischer Versuch zur Wohnungsgestaltung. 


Stuttgart zeigt 
diefen Sommer eine 
Werfbund-Aus- 
ftellung, die an⸗ 
ſchaulich und eine 
dringlich die Frage 

der heutigen 

Wohnungsge 
ftaltung zur De- 
batte ſtellt. Sehr rich · 
tig ift erkannt wor 
den, daß theoretiſche 
Erörterungen u. pa · 
pierne Schaubilder 
allein hier nicht mehr 
ausreichen: fo hat man endlich einmal — ein praktiſchesExperiment gewagt. 

Die Stadt hat aus ihrem diesjährigen Wohnungsbauprogrammt 
einen Teil, 60 Wohnungen, abgezweigt. Hat in guter Wohnlage, am 
Weißenhof, ein Gelände zur Verfügung geſtellt und hier nach 
einem von Mies van der Rohe aufgeſtellten Programm eine 
Siedlung bauen laſſen: Mittelſtandswohnungen im Etagenhaus, Ein- 
familien- und Doppelwohnhaus. Mies hat den Geſamtplan auf⸗ 
geſtellt, ferner hat man 15 Architekten des Jn- und Auslandes, die 
ſich mit der Frage der neuen Wohnungsgeſtaltung erfolgreich be⸗ 
ſchäftigt haben, aufgefordert, einmal zu zeigen, wie ſie ſich die 
richtige, will jagen die für heutige Verhältniſſe brauchbare und er⸗ 
ſchwingliche Wohnung denken. Die Namen dieſer Architekten ſind, 
außer Mies van der Rohe, der einen Miethausblock errichtete: 
Behrens, Poelzig, 
Bruno und Mar 
Taut, Bilberseimer, 
Gropius, Bading, 
Scharoun, Döder, 
Schneck, Frank, Le 

Cor buſier, Ond, 
Stam und Bour- 
geois. 

Was hier gezeigt 
wird, ift naturge⸗ 
mäß nicht mehr die 
Vorkriegswohnung. 
Eine Kritik, die — 


Nicht 
unterkellert 


* 
UNTERGESCHOSS 


im guten wie im ſchlechten — die Vorkriegswohnung als 
Maßſtab nimmt, ift abwegig. Sinn und Sweck dieſes 
Experiments ift ja, von den heutigen Derhältniffen aus- 


zugehen. Das heißt von einer Wohnanlage, die auskommt mit dem 
geringſtmöglichen Raum und den niedrigſten Herſtellungskoſten. Die 
Überwindung der Wohnungsnot, die Herſtellung von Wohnungen für 
die Maſſen iſt ja nur noch möglich durch Beiſtellung öffentlicher 
Mittel aus der Hauszinsſteuer. Dieſe Mittel find bekanntlich fo 
knapp, daß auch mit ihrer Hilfe nur ein Bruchteil der benötigten 
Wohnungen geſchaffen werden kann. Es wäre nicht zu verantworten, 
wenn für die einzelne Wohnung mehr von dieſen Hauszinsſteuer⸗ 
geldern verausgabt werden würde als unbedingt erforderlich iſt. 
Das würde doch bedeuten, daß gegenüber dem einzelnen, der eine 
Wohnung erhalten kann, ſo und ſo viel andere mehr benachteiligt 
werden. So iſt es Aufgabe des Architekten, bereits durch die Form⸗ 
geſtaltung eine verbilligte Herſtellung anzuſtreben. Daher die 
Tendenz, mit neuen Materialien und neuen Bauverfahren zu wirt⸗ 
ſchaften. Die Geſichtspunkte dabei ſind die: billigere Herſtellung, 
1 Bauen, Serienproduktion, Erſetzung der Hand⸗ durch 

aſchinenarbeit, Induſtrialiſierung, ſchließlich die ſogenannte 
„Trockenmontage“, die den Aufbau unabhängig von Witterung und 
Jahreszeit macht. In dieſer Hinficht bieten die Stuttgarter Bauten 
eine Reihe wichtiger und intereſſanter Verſuche, die man auf praktiſche 
Bewährung hin wird beobachten müſſen. Die Frage der Wirtſchaft⸗ 
lichkeit muß im einzelnen fachmänniſcher Unterſuchung überlaſſen 
bleiben. Dazu bedarf es auch aller der Unterlagen, die einſtweilen 
noch nicht gegeben ſind. Wobei es ſich auch 
nicht allein um die Verſtellungskoſten allein 
handelt; zu prüfen wäre auch, wie die 
Unterhaltung und die Herſtellung im Großen 
ſich ſtellt. 

Das Entſcheidende aber iſt eine neue 
Grundrißgeſtaltung. Es it Schick⸗ 
ſal, wir müſſen mit ſo knappem Raum als 
möglich auskommen. Es heißt aljo — wo- 
für der Grundriß von Hilberseimer 
ein vorbildliches Beiſpiel iſt —, dieſes Wenige 
an Raum ſo aufteilen, daß trotzdem alle die 
Anforderungen an Komfort und Wohnlich⸗ 
keit, die heute geſtellt werden und geſtellt 
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werden können, befriedigt werden. Es muß auch in der Einrichtung 
auf alles das, was nur Ballaſt iſt, verzichtet werden, der Hausrat im 
einzelnen muß zweckmäßiger werden und die Raumanordnung muß 
fo geſchehen, daß die Bewirtſchaftung einfacher, zeitſparender wird. 
Die Frau kann nicht mehr jo wie früher „ganz im Haushalt aufs 
gehen.“ Sie will es auch nicht mehr. Sie kann mit Recht fordern, 
daß ihre Kräfte von der Hauswirtſchaft nur fo weit in Anſpruch 
genommen werden, als es unerläßlich iſt. War die Wohnung in 
früherer Zeit eine Kuliſſe, innerhalb derer das häusliche Leben „fich 
abſpielte“, ſo muß ſie jetzt zu einem handlichen Wohnapparat werden. 
Der heutige Großſtadtmenſch, deffen Nervenkraft durch harte Berufs» 
arbeit aufs äußerſte beanſprucht und meiſt überanſprucht wird, muß 
eben weit mehr als der Menſch früherer Zeiten bedacht fein auf die 
Regeneration der verbrauchten Kräfte. Dazu muß ihm vor allem 
die Wohnung dienen, die durch Unzweckmäßigkeit nicht noch zu 
weiterem Kraftverbrauch zwingen darf. 

So iſt als allgemeine Tendenz feſtzuſtellen das Beſtreben, aus 
dem Haus und der Wohnung vom Gebrauchszweck und der Bewirt⸗ 
ſchaftung aus einen einheitlichen Organismus zu machen, deſſen 
Teile folgerichtig ineinandergreifen. Wie die heutige Muſterküche 
darauf angelegt ift auf einen einheitlichen und folgerichtigen Arbeits ⸗ 
ablauf, der unnötige Gehwege erſpart, ſo ſollen die einzelnen Räume 
im Sinne der Bewirtſchaftung bequem und richtig zueinander an- 
geordnet werden, geradezu ineinandergreifen. Alſo ſtatt der Zellen, 
die mechaniſch durch die Wände voneinander abgetrennt ſind, ein 
einheitlicher Organismus, durch den der ganze Hausbetrieb gewiſſer⸗ 
maßen wie die Fließarbeit am laufenden Band fih vollzieht. Dazu 
fehlen freilich noch faſt alle Vorausetzungen, und das meiſte, was in 


Stuttgart verſucht 

- worden ift, ift no 
co: a I PN alas Experiment. Dabei 
Küche ZiM. weiß man am mwe 
nigſten fertig zu wer · 
Vorraum den mit der Wand, 
Wehnzi n na mie nur 
nzimmer ie einzelnen Räume 
Terrasse E Schlaf- Sasa 7 7 
E zimmer! |zirnmer oll. Man weiß, da 

© : i der Wandſchrank 
OBERGESCHOSS einen Teil des Haus- 


rats aufnehmen, und 
große Kajtenmöbel, 
für die ohnehin kein Raum mehr ift, erfegen ſoll. Allerdings 
wird man auch da ſich vor Übertreibungen hüten müſſen. In einzelnen 
der Stuttgarter Häuſer gibt es überhaupt keine Wandfläche mehr, 
die man doch auch braucht, z. B. für das Aufſtellen von Büchern, es 
gibt fo auch nur noch Sitzplätze mitten im Zimmer, was bei den 
knappen Raumverhältniſſen keineswegs behaglich ift. In dem einen 
Haus von Corbuſier iſt die Durchorganiſierung ſo weit ge⸗ 
trieben, daß das ganze Haus, durch drei Stockwerke hindurch, nur 
noch aus einem Kaum beſteht. Derart, daß das Arbeitszimmer als 
Eſtrade fich einſchiebt in einen großen Wohnraum. Durch eine halb⸗ 
hohe Betonwand, eine ſpaniſche Wand aus Beton, iſt dann vom 
Arbeitsraum abgetrennt eine Schlafniſche und — die Toilette. Nun 
mag es ja im Sinne der Taploriſierung ſehr praktiſch fein, im 
Arbeitsraum gleich auch die Toilette zu haben, aber ob das geeignet 
iſt, die Annehmlichkeiten des Lebens zu erhöhen, mag dahingeſtellt 
bleiben. Das heißt, ein Prinzip ins Abſurde überſteigern. Diel- 
leicht ift hier die Löſung der — leider nicht durchgeführte — Dor- 
ſchlag von Mies, die Miethauswohnung ganz ohne Swiſchenwände 
herzustellen, nicht fo und jo viel Zimmer, ſondern, wie es bei dem 
Hamburger Kontorhaus bereits bewährte Praxis ift, eine gewiſſe Un- 
zahl von Quadratmetern zu vermieten und ein bewegliches Wand- 
ſyſtem zu ſchaffen, das je nach dem Raumbedarf des einzelnen ein- 
gehängt wird. Feſt eingebaut werden nur noch Küche und Bad. Ein 
Dorfchlag, der, wenn die Induſtrie fih der Sache annähme und 
ſolch Wandſyſtem praktiſch und preiswert zu ſchaffen verſuchte, in 
der Tat geeignet wäre, einen großen Teil der heutigen Wohnungs- 
nöte zu beſeitigen. 

Daß es an Einwänden im einzelnen 
nicht fehlen kann, ift ohne weiteres verſtänd⸗ 
lich. Es handelt ſich ja um Experimente, 
durch die Erfahrungen erſt gewonnen werden 
ſollen. Keine Frage aber, daß dieſes Stutt⸗ 
garter Experiment weſentlich beitragen wird, 
zu einem brauchbaren Wohntyp zu gelangen. 
Su einem Wohntyp, wie er überhaupt noch 
erſchwinglich iſt und wie er dem heutigen 
mMenſchen entſpricht, dem die Wohnung um 
ſo „gemütlicher“ iſt, je mehr ſie ihm das 
Leben vereinfacht und erleichtert. 


Le Corbusier, Paris Paul Weſtheim. 


Der Heimatdienft 


Lichtbild-Materlnl zu Rindenburgs 80. Geburtstag 
am 2. Oktoher 1927 


Das gesamte deutsche Volk wird am 2. Oktober 1927 den 80. Geburtstag seines 

Reichspräsidenten feierlich begehen. Zur besonders eindrucksvollen Gestaltung 

volkstümlicher Hindenburg-Feiern hat der Deutsche Lichtbild-Dienst ähnlich 

wie bei früheren Anlässen (Pestalozzi, Beethoven) wertvolles Lichtbildvortrags- 
material zusammengetragen. 


Reichspräsideni Hindenburg 
Lichibilder und Bildbänder 


Voriragsiexie und Bilderläuierungen 


Lichtbildreihen Bildbänder 
Bestell-Nr. ee 1 D. L. D. Bildband Lf 2007 
räsident Hindenburg“, ; 40 
75 Diapositive mit Vortragstext 115.— M. 5 
. Bestell-Nr. L 2007 Kleine Vor- 
tragsserie „Hindenburg“, D. L. D.-Bildband Lf 2006 „Vom 
15 Bilder mit Erläuterungen... 20.— M. Kadetten zum Reichs präsidenten“ 


Bestell-Nr. L 2006, Vom Kadetten 40 Bilder mit Zwischentitäln 
zum Reichspräsidenten“, 
40 Diapositive mit Text z a D. L. D.-Bildband Lf 2005 „Reichs- 


Einzel-Diapositive „Hindenburgs präsident Hindenburg“, 
Leben und Lebenswerk“ (schwarz) je 1.40 M. | 75 Bilder mit Vortragstext 


Der Versand geschieht unter Nachnahme oder gegen Voreinsendung des Betrages. 
Lichtbilder und Bildbänder werden nur käuflich abgegeben. 


Größtes Lager von Lichtbildreihen mit und ohne Vortragstext aus allen Kultur- 
und Wissensgebieten Katalog 1927/28 / Einzelbildverzeichnisse kostenlos 
Lichtbild-Verleih- Archiv. 


Deutscher Lichtbild-Dienst G.m.b.H. 


Berlin W 35 Potsdamer Str. 41 
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Der Bezug kann erfolgen durch 
Postzeitungsamt (Nachtragsliste 


inneren Politik das Material. 


unentbehrliche Ergänzung der Zeitung. 
jeden politisch Denkenden. Zahlreiche Karten, graphische 


STIMMEN AUS DE 

Noch mehr als bisher werde ich in Zukunft für die Verbreitung der 

Zeitschrift „Der Heimatdienst‘ wirken, denn sie verdient es, indem sie ein 
wichtiges vaterländisches Aufklärungsmittel ist. 

Prof. Dr. Anton Herzog, Konstanz 

Mit warmem Interesse lese ich Ihren Heimatdienst. Der Inhalt müßte 

weitestens verbreitet werden. Hebt er doch den Leser über die Partei- 

zänkereien unserer Tage und leitet die Gedanken auf lebenswichtige groß- 

deutsche Ziele, Militär-Wochenblatt gez. v. Altrock 


In meiner mehrjährigen Tätigkeit habe ich entsetzliche Mengen Auf- 
klärungsliteratur verdauen müssen. Ich neige infolgedessen zu einer Skepsis. 
Um so mehr muß ich doch anerkennen, daß der „Heimatdienst« sich von 
dieser Literatur ganz und gar unterscheidet. Ich habe eine Reihe von 
Anregungen den Heften entnehmen können und halte die ganze Anlage der 
Hefte für sehr glücklich. Hoffentlich kommen sie möglichst überall in der 
Provinz hin. Reg.-Rat Dr. Fuchs, Königsberg 


Eine politische Zeitschrift für das deutsche Volk, die es sich zur Aufgabe 

gemacht hat, überparteilich sachlich und klarer, einfacher Form der staats- 

bürgerlichen und weltpolitischen Erziehung der Heimat zu dienen. 
Brandenburgische Schulzeitung 


Probenummern kostenlos durch den Verlag! 


Zentral- Verlag C. m. b. H. Ber 


Werbt für die überparteiliche Zeitschrift 
„DER HEIMATDIENST 


Die Zeitschrift „DER HEIMATDIENST“ gibt aus besten Quellen zu allen großen Fragen der äußeren und der 


In enger Fühlung mit den Ämtern des Reiches und der Länder nimmt „DER HEIMAT- 
DIENST“ zu den Gegenwartsfragen eindeutig und begründet Stellung. 


Keiner Partei dienstbar ist er ein periodisch erscheinendes Handbuch für 


jede Buchhandlung, durch das 
12) oder durch den Verlag 


„DER HEIMATDIENST“ ist eine 


Darstellungen und Bilder erläutern seinen reichen Inhalt. 
M LESERKREISE 


Ganz besonders ist der Heimatdienst eben für den Schulunterricht, der 
auf Selbsttätigkeit des Kindes sich aufbaut, geeignet, da er das Zahlen- 
material für Erdkunde und Rechnen — beide Fächer volkswirtschaftlich 
gerichtet — bietet. Staatsbürgerliche Erziehung im gesamten Unterricht 
wird ebenfalls durch den Heimatdienst belebt. 

Vertrauensmann E. Münchow, Rheinsberg (Mark) 

Der Heimatdienst ist uns ein dauernd verwertetes, außerordentlich 
bedeutsames Material zur dauernden Orientierung der Öffentlichkeit in allen 
überparteilichen Fragen. Deutsche Volkspartei, Landesverband Lübeck 

Das im Heimatdienst veröffentlichte Material war mir bei Vorträgen 
in der Sozialistischen Arbeiterjugend, dem Reichsbanner und meiner 
Polizeibeamtenvereinigung sehr wertvoll, daß ich es in der Zukunft ungern 
entbehren würde. Heinz Schüßler, Altenburg Thür. 

Der Heimatdienst ist wirklich eine Wohltat am Volke und die Leitung 
sowie dessen Schöpfer verdienen sich ehrlich den Dank aller Lehrer und 
staatstreuen Deutschen. Studienrat Geißler, Textilfachschule Forst (Laus.) 

Der Heimatdienst wird von mir sowie von meinen Kameraden gern 
gelesen. Der Inhalt ist eine Belehrung und Aufklärung, die wenigen Worte 
und Zahlen bringen mehr wie alle Zeitungen. Ich habe großes Interesse am 
Heimatdienst und bitte um weitereZusendung. Aloys Stützer, Heyderode 
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Soeben erſchienen: 


Industrie und 
deutsche Wirtschaftspolitik 


Grundfragen des Wiederaufbaues von Wirtſchaft 
und Volksgemeinſchaft. 


Von Dr. Emil van den Boom. 
8° (160) / Rm. 4,.—. 


Inhalt: Vorkriegszeit und heute / Ausſichten / Ratip- 
naliſierung / Zuſammenſchlüſſe / Kapitalbildung / Außen- 
handel / Führertum / Anhang: Material und Zahlen. 


Man kann bei dieſer inhaltreichen Arbeit im Zweifel ſein, 
was wertvoller für den Benutzer iſt: die hundert Seiten 
ſyſtematiſcher Arbeit über die Inventur unſerer Wirt- 
ſchaftskräfte und ihrer Beſtrebungen zu Ordnung, Kapital- 
bildung, Außenhandel, Treue und Vertrauen in Wirtfchafts- 
und Arbeitsverhältnis, oder der Materialienanhang, der 
nahezu ebenſo ſtark geworden ift, Auszüge aus Dokumenten 
zum erſten Teil enthält und dann die wichtigſten ſtatiſtiſchen 
Zahlen und Daten zuſammenſtellt. Vor den Wirtſchaftsjahr⸗ 
büchern und Kalendern zeichnet ſich die Schrift dadurch aus, 
daß ſie in das ganze ungeheure Material, das ſie verarbeitet 
hat, eine gewiſſe Ordnung hineinbringt und damit jedem 
Wirtſchaftler das Material eigentlich erſt erſchließt. Auch dem 
politiſchen Redner bietet die Schrift einen geordneten Stoff. 


Volksvereins-Verlag G. m. b. H., M.-Gladbach 
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bei der herrschenden Geldknappheit Tafelbestecke bei Teil- 
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allerersten Ranges, in jeder Hinsicht vorbildlich 
und eignen sich zu Geschenkzwecken ganz vor- 
züglich. Wir liefern unsere Merco-%-Silber-Be- 
stecke gegen 6 monatliche Ratenzahlungen und 
berechnen Ihnen nicht die fast unerschwinglich 
hohen Preise der Teilzahlungsversandgeschäfte, 
sondern unsere Original-Engrospreise mit einem 
vorläufigen Aufschlag von 10%. Bei pünktlicher 
Einhaltung der Monatsraten können Sie an der 
letzten Rate wieder 7% in Abzug bringen, so daß 
der Gesamtaufschlag auf unsere 


Original-Engrospreise nur 3% 
beträgt. Bedenken Sie diesen Vorteil! 


Unzählige staatlich beglaubigte Dank- u. Anerken- 
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